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Anlage 2^.

(Drucksachen Nr, 10").

Bericht und Antrag
des Proviuzialausschusses

brlreffend

den Evlliltz einer nenen Knlznng
der

Proviuzial^'e»er Versichernngsanstalt der Nheinproviuz.

Nachde,» das besetz betreffenddie öffentlichenFenerversichernngsanstaltcnvu,n 25. Juli
^l0 im Anschluß an das Neichsgesetzüber die privaten Versichernngsunternchmnngenvom
^2. Mai I9N1 und an das »ieichsgesetz über den Versicherungsvertrag vom W. Mai I!>08 die
Verhältnisse der öffentlichen Fencrucrsicheriingsanstaltensowohl hinsichtlichihrer Organisation
und Staatsaufsicht als auch hinsichtlich ihres materiellen Versichernngsrechts im wesentlichen
einheitlich geregelt hat. ist die Aufgabe entstanden, das Reglementder Provinzial-Fencrvcrsichernngs-
"nstalt der Nheinprouinz mit den Anforderungen des Gesetzes in Übereinstimmungzu bringen,
^'eser Aufgabe sucht der anliegende Entwnrf zu entsprechen,indem er unter fast nnvcrändcrter
Beibehaltung der bisherigen Verfassung denjenigen materiellen Vorschriftender nenen Gesetzgebung
Nch anpaßt, ivclche im Interesse einer einheitlichen Fortbildung der öffentlichen Fcneruersichernngs
Anstalten künftig zu beobachtensind.

Der Gepflogenheit gemäß ist der Herr Minister des Inner» unter dem 28, Oktober u, I,
gebeten worden, etwaige Bedenken gegen den Entwurf und die ihm beigefügten allgemeine,
^ersich«nngsbcdingnngen zu erkenne» zu gebe,,, um damit eine Beschlußfassungdes ProuinziaK
lnndtages zn erleichtern. Bis znr Aufstellung dieses Berichts (1?. Januar 19l1) ist jedoch
"ue Antwort des Herrn Ministers nicht eingetroffen. Es bleibt hiernach nur übrig, nin die
Angelegenheit nicht "znm großen Schaden der Anstalt bis zum nächste» Provinziallcmdtag
hinauszuschieben,den Prooinziallandtag zu bitten, den Prouinzmlausschuß zn ermächtige»,
"wnigcn Abändcrungsfordernngen des Herrn Ministers, sofern sie nicht von grundsätzlicher und
erheblich« Tragweite sei» sollten, seinerseitsz» entsprechen.

!l
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3i» übrigendarf auf die AllgenieiueuVorbeuierluuge» >,nd die ^egnmduug des Eittnnirft
Bezug gcnumuil.ii werde».

Der Pwvi»ziala»sschuß beehrt sich hiernach -,» beaittragc»:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1, Dein beiliegenden Entwurf einer neuen Satzung der Pwvinzial Feuerversicherung^^

anstnlt der Nhcinprovinz seine t^e»eh»ng»»g zu erteilen,
2, Den Proviuzialnusschuß zu eriuächtige», elwaigeu seitens des Herr» Ministers

des In»ere» »ochz» stellende» A»forder»»ge»a»f Abäuderuug eiu,',eluer Vorschrifte»,
fufern hierdurch nicht eine griiiidsählicheu»d »>ese»t!iche^'eräuderuiig der uon de>
Anstalt bisher verfolgte» Aufgabe» bedingt werde» sollte, zu eutsprecheu"

Düsseldorf, de» 8. Februar 1^11,

Her provinnalausfcbuf;:

O Graf Keissei von Gymnich. Dr, uo» Kenvers,

Voisitzmdcr, Lnüdeshauptninnn,
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der Rheinprovinz.
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Allgemeine Vorbemerkungen.

Nachdem das Gesetz betr. die öffentlichen Fencrversichernngsanstalten vom
25, Inli 1910 l,G. S. S. 24! ff.) im Anschlich an das Reichsgesetz über die
privaten Versicherungsunternchmnngcu vom 12. Mni l901 (R.-G.-Vl. S. 139 ff.)
nnd an das Reichsgesetzüber den Versicherungsvertrag voin 30, Mai 1908 (R-G.-Vl
S, 263 ff.) die Verhältnisse der öffentlichen Feuerversichernngsanstalten svwvhl hin¬
sichtlichihrer Organisation nnd Staatsanfsicht, als allch hinsichtlich ihres materiellen
Vcrsichernngsrcchts im wesentlicheneinheitlich geregelt hat, ist den einzelnen Anstalten
die Anfgabe erwachsen,ihre „Reglements" ?e. imd allgemeinen Vcrsichernngsbcdingnngcn
mit den Anfordernngen des (Gesetzesin Übereinstimmung zu bringen nnd danach
umzuarbeiten.

Das Gesetz vom 25. Juli 1910 gibt namentlich in seinen ^ 15 ff. einer¬
seits nnd in seinen ^ 24 ff. andererseits den Anstalten eine genane Nichtschnnrfür
die Verteilung des Stoffes auf die von ihnen zu erlnffcnden Vorschriften. Diese
sollen sich scheiden:

Ä) in die „Satzung", welche alle die Verfassung, die Beaufsichtigung und den
formellen Geschäftsbetrieb betreffenden Grundlagen festlegen, nnd

b) in die „allgemeinen Versichernngsbedingnngen", welche die materiellen
Rechtsbeziehnngen zwischen den Anstalten nnd ihren Versicherungsnehmern
regeln sollen.

Wenn nach diesen mcheren Anfordernngcn der Inhalt des zur Zeit gültigen

.^„Reglements" vom 27'^^mw' UW3 nnd der derzeitigen „allgemeinen Vcrsichernngs
^>^ bedingnngen" vom 30. November l903. von denen je 1 Exemplar in 1 Drnckhcft

vereinigt angeheftet ist, einer Prüfnng unterzogen lvird, so ergibt sich, daß die nach
Obigem in die ueue „Satznng" zn übernehmeudcu Materien des alten „Reglements"
verhältnismäßig enger begrenzt sind, als die den allgemeinen Versichernngsbedingnngen
zu überweisenden. Dadurch erklärt sich äußerlich die starke Abnahme des Umfanges
der „Satzung" gegenüber dem „Reglement", wie auch umgekehrt die starte Zunahme
des Umfauges der ucuen Versichernngsbedingnugen gegenüber den alten.
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«.

Künstig nnrd nun der Versichernugsilehnler bei deu öffentlichen Ailstaltell
sich in, loeseutlichen mit 3 R'echtsgrulldlage» zu besass«! haben-

^) mit den, Gesetz von, 25, Juli 1910
b) mit der Sntzuug
c) niit den allgenleiueu Versicheruilgsbedingnugeu,

lim ihm dies zu erleichtern, sollen die für deu Versichernngsltchmer lvichtigeu
Bestimmuugeu aller .'> Quelle» feruerhiil auf jedem Versicherungsscheine abgedruckt
lverdeu, (^ 2,5 der Satzung,» Daraus folgt aber auch, das; es uubediugt zu ver¬
meiden ist, diejenigen Stosse, lvelche in einer der genannten 8 Orduuugeu erschöpfeud
geregelt siud. nochmals in einer der audereu zu lviederholen Eo wird z, V, zlveck
inäsüg nnr das Gesetz, nicht auch nochmals die Satznng die allgemeinen Rechte uud
Pflichten öffentlicher Anstalteu, die Rechte nud Pflichten ihrer Beamten uud dergl.
regeln, Auf der ander» Seite werden wieder rein iustrnttionellc Vorschriften au
die Austnltsvertreter für ihr Verhalten bei Aufnahme von Versicherungen, bei Eintritt
vou Schadensnlle» .'e, gänzlich auszuscheiden und der Geschäftsauweisuug für diese
Vertreter zu überweisen sein, Tnrch eine solche strengere Souderung der Vestimiuuugeu
wird zweifellos ein weit klareres uud übersichtlicheres Bild über die Stellung und
die Aufgabe» der Allstalt gewouueu werde».

Was de» materielleu Inhalt der ueuen Vorschriften aulaugt, so darf mit
Befriedigung festgestelltwerden, das; die Grimdlagen der Provinzial-FelierversicheruugS
anstatt der Rheinprovinz bereits bisher, namentlich seit dein Reglement von 1903
derartig im moderne» Sinne entwickeltwaren, das; nach dieser Richtung irgeud welche
eiugreifcude Änderungen fich nicht als notwendig herausgestellt habeu. Dies gilt
uicht nur für die Verfassung der Anstalt, die fast völlig unberührt bestehengeblieben
ist, als auch namentlich für die Vertragsverhältnisse der Allstalt zu ihren Versicherungs¬
nehmern, da die Vorteile, welche das Vertragsgesetz von 1908 den Versicherungs
nehmer» gebracht hat, »och übertroffeu werdeu voll deu Vergünstigungen, welche schou
seither die Rheinische Provinzialaustalt bot uud welche nunmehr auch das Preußische
besetz iu teilweise veränderter I-orm darbietet, s>? 2 das.)

So darf die Rheinische Austalt deu ihr gestellten nenen Aufgaben mit
Vertrauen entgegentreten,

(Hin näheres Eingehen auf den Inhalt des Gesetzes vom 25, Juli 1910
wurde hier zn weit führen, ^nr Orieutieruug ist iudesseuei» Drnckexemplarbeigefügt.

Ebensowenig empfiehlt sich bei diesem Aulas; eine Erörteruug der uenen
allgemeinen Versicheruugsbediuguugeu, welche im Interesse der leichtere» Alipassnug
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an die wechselndenAnfvrdcr»nge» des ,oirtschaftlichenLebens, der Festsetzung durch
den „Vcrwaltungsrat". i? ? Nr, ,5 der neuen „Satzung" (bisher „ttnratorinm",

^ 9 Nr. 10 des Reglements nun 190^). uud der bienchmignng des Ministers des
innern (§ 24 Abs, 3 des wcs,) unterliegen. Auch von diesen ist zur allgemeinen
Information l Exemplar augeschlusseu. Sie siud das Ergebnis langwieriger uud bei
der bisherigen Verschicdenartigteit der Provinziellen Einrichtungen äußerst schwieriger
Verhandlungen der Preußischen Sozietäten nnd sollen uon allen Anstalten möglichst
gleichmäßig übernommen werde», während die Satzungen naturgemäß je nach der
historischen Entwicklung der einzelnen Anstalt sich mehr oder weniger verschiedenartig
gestalten müsse» und als bleibende verfassungsmäßige wruudlagc der Anstalt der
Fcstsetznng durch deu Proviuzial-Landtag <H !, Nr. 5 des Reglements von 1903;
5 9 Nr. 5 der nenen „Satzung") nnd der Genehmignnq des Ministers des Innern
(8 15 Abs. 3 des Gesetzes) bedürfen.

Weitere Bcmertnngcn finden sich zn den einzelnen Bcstimmnngen der Satzung,
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!, Tie dnrch ^erordniin^ von, 5, Januar 183Ü
^O, Z, T, 13 ff,)*) /?«' <//> /?/^'////>/'c»^«^, //<'//,"//,//</f'/<?
„Provinzial^-cner-Sozietä!" //i///V de» N'anien:
„Prouinzial- Hl'llervcrsichrrilNlMnistaltder Nliriu
Provinz" <^> "/ <"/"^ /'/v>,'/,^,>//,^,>/,///,/<.»/,,'
/»>y/ ck// < o^,/,/v//<^/ de^? t^esetzcoüb« dir offeaUichen
Feiierversichcriniqianstaltrn vo», 25, ^„>i !9!l) <^>. S,
S, 241 ff,) ?^/V /^//v/ <,<^// 4/«wF<//>,' </,>>v^6<"'
xe><^^, der Provinzialordnnnss vom !, >u>ni !88?
l(^, S. S, 25,1 ff,) und dieser Talumss venvaltet.

2, Tas (^eschäftSssedietder Anstalt ist dir Nhei»^
pruvinz, «» «</,/„^ //>»<!/«, , <^»« / >'»>/! l̂ ,^/^/^, //^ / !"/>,< >">', /»

^e»> 1 ^^a , ,, ,-

Katznng
der f)rovinzial - Heuerversicherungsanstalt

der Rheinprovinz.

Abschnitt I.
Namr. (A'lntt. TUz und Zwrll der Anstalt

^
1, Die durch Verordnung von, 5, IavvlU >

<G, 3, S, l^ff,)*) nnter den, A'aiueu „^l'"U''l"
Provinzial ^euer Sozietät" gegrnndete, gemäß A^^

ment vom^'^^ 1 '.,.'! seither deu A'amc,^ ^

„Pvovinzilll-^elll'rvovsicherungsaustaltder ^lll'l^
provin.'," führende Provinzialaustalt der Nheinp""^'
,oird tiinftig nach Maßgabe des Gesetzes >>W^,
öffentlichenFeuerversichernngsaustolten vom -'^ '
1910 <0), S. 3. 24! ff.), der Provinzialordnuug "'
1. Inni !887 <O. S, S. 25l ff,) nnd dieser 3a<M
verwaltet.

2, Das weschäftsgebietder Anstalt ist die M>"
Provinz,

,'!, Die Anstalt hat ihren Sitz in Düsi"^
(Gerichtsstandist der Sitz der Anstalt^ soweitind^^
Versichernngsverträge von eine,» bevollmm'l!^
Vertreter <i> 4 Ziffer 4 nnd i> 5s selbständig"
geschlossen sind, auch der Sitz dieses Vertretet

4, Die Anstalt bedient sich eines Ln'g"'' ^
dein Wappen der Nheinurovinz nnd der Nmsc»"^

>>i'liel^
„Provinzial ^enerversichernngsaustalt der 4>><
Provinz".

') A„strllcder bis dahin m>rhaudene,!eiuzelne,, Sozie^ '

Anlassen zu den Sihungsprotokollen. Nr, 24, 283

Demerlmngen.

Zu Abschnitt I,
Inhalt und (5'inteilnng entsprechender Vorschrift

des 5 ,5' Nr, l «es.
Zu vcrgl, ^ > Nogl,

Z» ^ '
Zu Absatz 2^ Das l^eschästsgebietder Anstalt

uüifaßt zivar gegenwärtig auch außerhalb des Preußi
sehen Ttnates noch das (Gebiet des (Nroscherzoglich
Oldenbnrgischen ^nrstentnins Virtenfeld ans lNrnnd
einer besonderenbienehniignng der l^roßherzoglichen
)1l'egiernng; indes erschien es nicht angezeigt, dieses
jederzeitlichwiderruflichen Zustandes in der Tatzung
zu gedenken.

Zu Absatz ,'^ Zn vergl, ^8 48 nnd 1N2
V, V. W,

Zu Absatz 4i entspricht i? l Abs, 4 Negl,
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5, 3>ueä der Anstalt ist die Versicherung ,in
beioeglicher (^nordnnug v,o,n »'». Däninn lWü <5>. S.
S , l!i ff . ) Sachen gegen Brand, Blitz- und Explosions¬
schäden, nach Maßgabe der allgemeine» und besonderen
^ersichernug5l>ed,uguugeu der Anstal t

,</<V«« /^'»„</ ,l,V>/,>«,/K/<, ,,<>^V<' </,>,' //< l<,/,,/> ,/,, , '—>!>«/,/ .
/,̂ «xf/i ,v^><<!^«/></«/—»/^— ^V/>, ' ,?/^«!,V<l/„ ,—,/^,,,>«^—^^

'». Zn'eck der Anstalt ist die Versicherung >>!'
beioeglicher (Verordnung vom .'>. Januar l^'l'
W. T. 2. l3ff,) nnd bcloeglicher(Verordnung "'"'
2. Juli !8«i3 O. S. S. 473. ff,) Sachen gegenVw"^
Blitz und Erplofionsschäden nach Maßgabe der all
gemeinen nnd besonderen VersichernngsbedinguM'"
der Anstalt.

6. Die Übernahmedes Betriebes anderer MO
der Schadenversichernng nnterlicgt den VorsclM
des 5 32 des Gesetzesvom 25. Juli 1910.

Abschnitt II.

Znsammenschuna.,Wahl und Befugnisse w
Orssano der Anstalt.

I. Anstaltsbeamte nnd Vertreter.
Direktor.

5 2.

1. Die Verwaltung der Provinzial-FeneN'^
sichernngsanstalt führt der Direktor, welche»' ""
Bednchüs obere Beamte — Landesversichernngö"'"'
Oeneralinspettoren — zugeordnet werden.

2. Der Direktor vertritt die Provinzial-F">c>,
Versicherungsanstalt gerichtlich nnd ansiergerichn"
nnd vollzieht namens derselbenalle Schriftstücke»n^
der Bezeichnung: „Der Direktor der Provinz'"'
Fenerversicherungsanstalt der Rheinprovinz".

Anlagen zu den >Hitzungsprotukollen. Nr. 24. 285

Bemerkungen.

Zn Absatz 5'.- Zu vergl. 5 .-; Regl. Das Nähere
gehört nach den Vorbemerlimgeu in die allgemeinen
Versichcrnngsbedingnngen.

Hinsichtlich der Versichernng beiueglicherSachen
trägt die Satznug der Vorschrift des § 32 Ms t
Ges. Rechnung.

Zu Absatz !>: Es besteht die Absicht,»eben der
eigentlichen Feuerversicherung auch die Mietverlust-
versicheruua. infolge von Brand, Blitzschlag oder
Explosion, ferner die lHinbruchSdietlstalll-Versiche
ruug einschl. der Versicherung gegen VeraulMNN.,
die bilaoversichcruttll und die Versichernng gegen
WafserleitUNssSschäden zu betreiben, da die Ver
sicherten der Anstalt immer mehr darauf dräugeu.
(Zu vergl. die besondereVorlage.)

Zu 55 2 und 3:

Zu vergl. §5 4 und 5> Regl.
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3. (5r ist für den ordnnngsmäsiigen Gang w
Ochhäftc. soloie für die genaue Beobachtungaller gesch¬
lichen und Verwaltnngs-Vorschriften verantwortlicl^

4, Der Direktor wird von dem Provinz^
Landtage auf Zeit (mindestens ans 6 7>ahre)"dc>
auf Lebenszeit gewählt.

A n st a l t s b e a in t e.

Der Direktor und alle Beamten der Provinz»^
Fenerversichernngsnnstalt sind Provinzialbeanite »u^
Dieustuntergebene des Landeshauptmanns, -^'^
ist berechtigt, zu jeder Zeit Einsicht in die ges"»'^
Geschäftsführung der Anstalt zu nehmen und Ai"'
knnft zn verlangen. Der Direktor ist der »äch^
Dienstvurgeschtc aller bei der Anstalt angestellte"
Beamten.

B ü r g e r m e i st e r u u d O c s ch äftsf ü h r ^' ^

i? 4.

l. Die Entgegennahme und Weitergabe ^
Versicherungsanträgen, soioie die dauernde BcolW'

^t,c

gleichzeitig als Hilfsagenten für die Gebäude"
sicherungen dieueu. Die Geschäftsführer senden ^
Gebäudeversicheruugsauträgc durch Vermittelung ^
Bürgermeister an den Direktor. Die Versichernd

0;esel'nf"

tung der oersicherten Gegenstände erfolgt PU
Gebäudeversicheruugeudurch die Bürgermeister, fw
Mobilarbersicherungen dnrch Geschäftsführer

antrage sind von dem Bürgermeister oder
,- BnNl"sichrer auf ihre Nichtigkeit zn prüfen. Die

meister und Geschäftsführer find verpflichtet, ^"
Vcrsicheruugen in besondere Bücher nach VorschUl
des Direktors einzutragen. Die Einsicht dieserVüa>
steht nnr solchenPersonen zu. welche ein Inte"'"
an dieserEinsichtnachweisentonnen. Auszüge aus dien
Bücheru sind den Versichertenunentgeltlichzn erte'^

Attla(^'„ zu dcn Sitzliiui^pwloiolleü. Nr. 24. 281

HemerKungen.

Zu i> 4.
Zn vergl. § 6 Regl.
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2. Der Direktor ist befngt, mit Genehmigunĝ
Bermalttingsrats. die den Bürgermeistern in 'lp"
Eigeuschaftals örtliche Vertreter der Anstalt obliegend"'
Geschäfte ander«, Personen zu übertrage»,

:i, Die Bürgermeister sind befugt, die ^üh""^
dieser (Geschäfte abzulehnen,

4, Der Direktor ist befugt, mit «enehmiguug^'
Berwaltungsrats, geeigneteGeschäftsführerzu beln'
mächtigen.Mobilar-Bersichernngs-Verträge. son'ie ft -
in Oemästheit des Absah 2 nnd .'i die Bürgermeü"'
die Gebäude-Bersicherungs-Anträge nicht bearl'ctt"^
auch letztere selbständig im Auftrage des Din'l
abzuschließen.

5>, Die Bürgermeister beziehen als Entschädigt
für die Besorgung der (Geschäfteder ^enerversich"'"^
anstatt <!"/.. der in ihrem Bezirk zur Ablieft"'"
gelangten Webände-Versichernngsbeiträge,

Bezirks vertret er.

Der Direktor ist befugt, mit Genehmig»^
dcr

Venualtungsrats, Bezirksvertreter zn ernennen ^
N'elchedieVcrsicherniigsAnträgeoondenBürgernie'N
und Oeschäftssührern >oeiter zu reichen sind, -.
Bezirksvertreter können bevollmächtigtwerden, ^ ^
ständig im Auftrage des Direktors Versiehe""^'
vertrage abzuschließen.

Anlage» zu den Sihnngsprutokulten. Nr. 24. 289

Bemerkungen.

Zu 5 5.
In vergl. § ? Regl.
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-', Veru'altnngsrat,

1. Znr Leitung der Verioaltnng sonne znr-lu-
Übung der fortlaufenden Aufsicht über die (^esä>ast-
führnng des Direktors wird ein Verwaltuugsrat l'cst" ^

2, Der Verwaltungsrat beste!,! außer den, ^"»^''.
hnuptuianu und dein Direktor der Anstalt ans su»l
von dem Proviuzialausschuß ausschließlich ans u
Versichernngsnehinernder Anstaltzu ivählcndeni>"
gliedern, von welch' letzten drei zur Befchlnßf"!^"^.
anwesend sein ninssen. Bei den Wahlen ist dauvl
Bedacht zu nehmen, das, die bei der Anstalt beteilig
Bernfsstände in Ttadt »nd ^and tnnlichft »"ll> ^'
gäbe ihrer Beteiligung vertreten sind,

-;, Der Ver,valtnngsrat regelt seinen ^eschast-'
gang durch eine (Geschäftsordnung, i» n'clch"
iii; 48 ,',! der Provinzial Ordnung entsprechend '
zuwenden sind, 3ie bedarf der Genehmigung^^
Proviuzialausschnfses, DerVenualtnugsratverslNN»u
sich, so oft es dic ihn, nberwiesenenl^esä,äfte crst'"^
alljährlich jedochmindestens sechsmal.

Anlciqei, /,l, den Sitzluu^pww tolle», Nr, 24, 291

Dem Verlvaltuugsrat liegt iusbesoudere ^'. ^
1, Die Vorbereituug der Wahl dos Direktt"'-'.
2, Die vorläufigeFeststellungdesHaushaltspl"^
^, Die vorläufige Abnahnie der IahresrecbnÛ

und einstweilig (Genehmigung von
fchreitnngen des Haushaltsplans,

Bemerkungen.
Zu ^? ",

Die Einfügung eines „Venualtnugsrats" an Ttclle
des bisherigen „Kuratoriums" beruht ans der Vor
schrift des ^ 10' und " «es.

Der Znieck dieser Neuerung ist der, den Ver
sicherungsnehmern,derenAngelegenheitenin der öffent
liehen Anstalt verwaltet werden, in den wichtigeren
Angelegenheiten auch eine Mitwirt'nng zu sichern,
Dnrch die Bcstimmnngdes Abs, ^ des H 1<» hies,, uwnach

bei Anstalten, welche von eine»! kommunal
verbände verwaltet werden, die Bildung des
Verwaltnngsrats unter Beobachtung der Be
stinunung des Abs, l (Entnahme der Mitglieder
ans den Verficheruugsnchmern)uach den für
Proviirzial-^ommiffionen ?e, gegebenen Vor
schriften geregelt werden kann,

wird an dein bestehendenZustande nur das eiue ge
ändert, daß bei der künftigen Wahl der Mitglieder
die erwähnten Anforderungen zu beachte» sind, I»,
übrigen bleil't es in allen Beziehungen für die Wahl,
die Zahl der Mitglieder, die Dauer der Wahlzeit.'e,
bei den Vorschriften der Gemeindeverfassungsgesetze
über Provinzialkvmmissionen?e,, fo daß der auf Ornnd
dieserVorfchriften geioählteVerwaltnngsrat sich ohne
iveitercs als ein Organ der Telbftverwaltnng des
betreffenden ttommunawerbandes darstellt, (Motive
des (»es, 3, .">?,)

Hiernach ist der ^ «» tunlichst i», Anschluß an
den bisherigen 5 ^ Negl, ausgebildet,

6» ^ 7,
Entsprichtden Vorschriftendes^es, 5 , ?' Nr, ! ^7.

sowie dein bisherigen 5 '.» Negl,
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Vtt
4, Die Aufstellung der Vorschläge wegen

weudung der Überschüsse,
-">, Die Beschlußfassungiiber ^eioähruug von ^'i

Hilfen zur Förderung der Feuersicherheitl5 l!
«>, Die Bestiinmuug über die Aulegung ^r""'

fngbaren(Gelderund des Sicherheitsfondss^-^
?, Die iHutscheidnng iiber die BeschloerdengM«

Verfügungen des Direktors, soweit diese i
disziplinarer N'atur sind.

M!

", Die Beschlnßfassnng iiber den Ankauf ""'
«rnndstnckcn nnd die Ausführuug vonVautc^
insofern die Ausgabe in dem einen w>e
anderen Falle die Tnmuie von .",<>"^'
nicht übersteigt. Wenn die 3n»!»n'
,^»<»M»Mt, überschritten ioird. ist die
nehmignngdes Provinziallandtages einzlM'

9, Die Beschlußfassung über den Abschluß "'
Niickversicherungsverträgeu, , ^

1<», Die Erhöhung oder Ermäßigung del -
tröge für einzelne Bezirke, .

ll.Die Entscheidnng ziveifelhafter Bra»^"
schädigungsfälle.

!'^, DieNestiniiiiiingderieiiigenDirettions-VealN^
Bezirtsvertretcr nnd ^eschäftsfiihrer. >"' ^
in. Auftrage des Direktors Versiehe""^
Verträge selbständig abschließen und SW
stückeunterzeichnen können. ..,

IN. Die Wenehnngnng der Weschäftsanweifu'O
für die örtlichen Vertreter der Anstatt'

> 4. Di e Feststellung der allgeiueinen Ornud'^^
iiber die Art und Höhe der Besoldung ^
Geschäftsführer,soioie iiber dieVereinba"»'^
mit den Gemeinden, betr. die Einziel'"''
der Beiträge, , ,
Die FeststellunguudÄudernng der allgen"'""
Versicheruugs Bedingnngen, der ^"'"^',
für die Bemessung der Höhe der VelN'W

Anlagen ,;n den Sisiiinsssprototollen.Nr, 24. 293

Bemerkungen.

Zu Nr. ,^ ist gegenüber der Nr. 4 des ^ 9 Regl,
die Änderung der Höchstsummevon l0000 Mk, ans
)!«»<><»<>Vik, entsprechendder analogen Änderung
des Provinzialstatnts vom l «», Mm 1 !w.'i vorgesehen!
doch hat die Bestimmung an sich wenig praktischen
Wert, da im Falle des lA'nndstücksankanfsoder der
Ansführnng von Bauten doch regelmäßig höhere
Beträge in Frage kommen werden.
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sonne der Gebühre», welche bei AufualM
von Versicheruugs Anträgen an die Anst"'
und an die Geschäftsführer zu zahln, s'"^

! l>. Die Vorbereituug von Anträgen aus Anderi»ui
der Iatzung,

'7, Die Vorbereituug vou Anträge» aus AuDW
der Anstalt, . ,

l^. Die Vorprüfung aller dein ProvinzialanM''
zu »lachendenVorlagen,

.^. Proviuzialausschnß,

Die obere Leitung nnd Verwaltung der Ml'
steht dein Proviuzialausschnß zu, ?.!,»> liegt »'-
besondere ob!

I.Die Wahl des Vorsitzenden,dessen Tte«""
treters und der Mitglieder des Vcr,oaltuü!l"""

2, Die Wahl der dein Direktor zugeord"""
oberen Beamten <Landesverficheri,,nV^'
Geueralinfpettoren), . ,.

.">, DieAnstellungalleriibrigenBeanitenderAus"
4, Die' Beschlußfassung iiber die Verweil

der Überschliffe

Aiilaqcn .^u den ^ilMMprutowIlen, Nr. 24, 2!'ü

,d»^

7>, Die (5ntfcheiduug über Beschwerde» tt^
Beschlüssedes Venualtnilgsrats vorbehält'"
^ U' Abs. 2, ^

f>. Der Erlas; der Oeschäftsauiveisuug N". ^
Direktor uud die übrigen Beamten der MI'

?. Die Vorprüfung aller den, Provinzial ^"'"
tage zu wachenden Vorlagen.

Bemerkungen.

Zu 5 «,
^n ocrgl. ^ !0 Negl. Hier fehlte früher die

jetzige Nr, 4 (Beschlußfassungüber die Verwendung
der Überschüsse),obwohl praktischstets danach ver
fahre,, wurde uud 5 l4 Absatz 2 Negl. »nsdrnck
lich den, Provinzinlansschuß diese Funktion übertrug.
Dafür ist die jetzt veraltete Festsetzungder Beamten
Kautionen gestrichen.

Zu Nr. 5 zn vergl. Bemerkungen zu tz 16' u, <

4. Prouinziallandtag,

Dem Provinziallnudtnge steht ,zn-
1. Die Wahl des Direktors der Anstalt.
2. Die Feststellung des Haushaltsplanes.

Zn vergl. 5?
Zu 5 l».
Negl,
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N, Die Prüfung und (5ntlastnng der M"-
rechuung. folvie die wenehinignng von ^be>
schreitnngen des Hanshaltsplanes,

4, Dir Entgegennahnie des Jahresberichts,
'», Der Erlast und die Abäuderuug der 3aM»>!
7, Die Beschlnßfaffnng über die Auflösung

Anstalt,

Abschnitt III.

Die finlmziellmbkuudlanou der Anstalt.

Bemerkungen.

der

du
Haftung des Provinzialverbaudes für

Verbindlichkeiten der Anstalt,

§ ll»,
1, Tollte infolge austergeN'öhirlicherUnglücks ^

die die' i^ ^
liegenden Zahlungen ans eigenen verfügbare» -
ständen zn leisten ansterstande sein, so haftet ^
Provinzinl-Verband der ^iheinprovinz für die ^'
pflichtnngen der Anstalt; die Leistungen des P"""
zial-VerbandeS sind ans den nächstensich ergeben^
Überschüssenznriickznerstatten,

2, (Line Verpflichtung der Versicherungs»el!>^
zur Leistung von Nachschliffenbesteht nicht.

Beiträge der Vcrsichcrnngsnchmer,
5 N,

1, Zur Deckung der Brandschäden nnd
llcl

,'aü't

sonstigetlAusgabeil der Auftalt sind die Versiehe""^'
beitrüge beftiinnit.

2, Die Beiträge find im Verhältnis zum Gesa
bedarf der Anstalt derart .zn bemessen,dast sie '""
der mit der Versichernng übcruonnnenen Gefahr l
gestnft werden. Bei der Beurteilung der Gesa)
sind neben der Fcnersicherheit des Ortes mw ^
Lage der t^ebäride insbesondere die Beschaffet
und Benntznng der Sachen zu berücksichtigen.

Zu 5 10,
Zu vcrgl, 5 !,"> Negl, und 5 ! ,'ir. <^es

Der Abs. 2 ist ausdrücklich hiuzugefetzt, weil
Ageuteu der Privatgesellschaften nicht müde werden,
überall das Wegenteil zu verbreiten,

Zn 5 11,
Zn vergl, 58 n;. ,4 Abs, l Negl,
Abs, 2 entspricht der Vorschrift des 5 '" Ges.
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) /^ / ^s^ 5 ^«^ /^

«'/„/^/^^ ^rsicheru,M>l>eilriM,,^,>//// IN! ^m»lilt!,N!,^

<,//^« 5"- ></' ^ ^. <^V'«^,i/,i<^ ,,^/>

dt«ch—h«—.»ustiindM—(^cnn'iüdcwssc—^M—,»al,l,u!^
ru'N 2^/u ^xb^buhr-

N, Die Ausfchreibuug der Beiträge erfolgt '"
Beginn eines jeden Geschäftsjahres <!; l^>, "^

4, Die Einziehung der Beiträge erfolgt ent'"'
durch die «Gemeindenauf Eirund Vereinbarung ^' ^
durch befondere, uou dem Direktor zn ernenn"'^
Urheber,

7u» letzteren ^alle erfolgt die etwa
l'tiü

iverdeude Beitreibung der ,unmobilar Bersich"i,N!l^
beitrage^» imVern'altnugszn'angsverfahrenaufl5't!>û
des Direktors durch die zuständigeKemeindekassc g^^
Zahlung von ^'/» ,vebegebühr.

Verniögen der Anstalt, Sicherheitsso

I, Das Verniögen der Anstalt ist unter ^"ul'^''
der Vorschriften des 5 l!» l^es, von, ^'>, 7">l>
mündelsicherauznlegeu, . ,,

L', Das Vermögen »ud die (tinuahnien der-l'^^
dürfe» uur iin 7uiteresfe der Anstalt oder der -
sicherte» verwendet iverdeu <>; l!» a, a, O.>, ^

N, ^ur Deckung uu,>'rssl,'>uöhulichcrO^schäst^
lustt' ist mi Tich^rhcitc'foudv,',u bildcu, dcsstnM""^
betrug auf ^'/«« dc^ jcwcilisscn Pcrsichcrunsssbcsta'"
ftstczc'schtNnrd, ,^,

4, DicVcrsichcruuqonchincrhabm tmicu ^iw
a» den Sicherheitsfonds.

IN,

zeitiger

Geschäftsjahr ist das «aleuderjahr,

", Uebel die Mlllgtei! der Neiiräge und die ssolgeil '""^^,
Zahluiic, zu uergl, Allg, Verf,-Äed, z l? <§ 24 Abs, 2 -''^ '

iiiä» re«^

Aüln^c» ,^ü dc» Siluinsssprototollm, Nr, 24, 299

/»,.

Scinerlulngen.

Der ^ sseuüqt den Vorschriften deo i< 17»- Nr, ,',
»ud i» uud i< l!» Ges, Danach mus! die Anstalt
künftig ihr Vennöcien inindestenv ,^u einem Viertel
in Anleihen des Neicho oder des Preusiische»Staates
uud bis zur lHrreichnnssdieses Besitzstandeseiu Drittel
ihres jährlichen Verinügeuszuu'achses iu derartigen
Werten anlegen, Vefanntlich besitzt die Anstalt
gegenwärtig überhaupt keineWertpapiere, souderu hat
ihr Veruwgen gegen eine feste Verzinsung von .'>'/2"«
bei der Landesbant angelegt, <^n uergl, die Aus
fnhrnngen in, Abgeordnetenhanse, Sitzuugsprotofoll
voni !<>, 7>uni !9l«j Seite <»!»>!> sf,) (i'S ist nicht
zu erwarten, daß der Anstalt unter diesen Umständen
aus der ihr auferlegten Verpflichtung eiue Schädigung
erwachsen wird.

Die Miudesthöhe des Sicherheitsfouds ist auf
.'!"/<>« des je,ueiligenVrrstchl'NUl^sbestMldl'S normiert
gegenüber den, 1 V. fachen Betrage der PrällM'MM-
NNlMe nach 5 l4 Abf, ^ Negl, Bei dem durch
viele Umstände bedingten fortgesetzten Herabgcheu
der Prämien bieten diese keinen zuverlässigen Mast
stab für die Bemessung des Sicherheitsfonds,

^n 5 ,,;,
^n vergl, ii l-^ Negl,
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!, Die Feststellung der Brandeutschädissiiiuzerfolgt
entweder durch Pereinbarnng zll'ijche» der Anstalt und
dein Persicherinigsnehmer, oder auf O?°«i^/ ^«-
H^tt^r?,«/// ,v», ^'«/ ^«c/^'«/^!f««ck/,'„, von ivelchen
iede Partei eiuen />,^e>>//v/, />/<> /<//^/////^?,«</ </„/-<?/,.

Abschnitt IV.

Prüfung drr Versichnilllnc'Nntl'rlaNlll.

5 14,

!, DiePrüfuug u»d^eststell»»g der Versichern"^
»»terlage» erfolgt durch de» Direktor oder die d»n
Veschlns, des Venoaltmigsrates ,i< 7 '.'.'r, '->/'"'
Abschl»s!vo» Versichcruugsverträge» bevollmächtig
Personen,

-^, Die Versicherung nnbeiveglicher Sachen ^
»>,r ans l^rnnd einer mm der Anstalt z» bewirM^
Schätzung iiberuommeuiverdeu. Die Schätzung"^''
iu der Negel au der Hand der dem Versich"'!!»^'
autrage beizufügeudeu l^iebäudebeschreibun^ , ,
den festgesetztenSchätzungswert hinaus darf u
Verfieheruug angenommen werde».

Abschnitt V.

VrrfalM'Nt,ri NMlunn dl>r Bnuldschiidl'"

§ 15',
crf^'1, Die Feststellungder Vrandentschädignng

entweder dnrch Vereinbarung .zwischen5wr ^M^
und dein Versicheninasnehmer, oder auf den, i^"'
vor Beginn oder tvähreud der Vereinbarnng-' .,
Handlunge»zulässige».Antrag einer Partei d>in1>'
Sachverständige,von U'elche» jede Partei einen ernc>

^, unterläßt es der Versichernngsnehmer̂ u
Aufforderung, bis zum AbschätzuugStermiueine»^ ^
verstäudigeu z» ernenne», oder tauu er wegc»
Wesenheitoder aus sonstige»(Gründenzur Ernenn

DemerKungen.

^u i> 14 Abs, 1,
^u vergl, 5 ^> Abs, l Regl.

Abs. ^.',
>^u oergl, ^ 1'»' Nr, 7 (^ief,
(Hutfprichtder in, Interesse des Nealtredits ge¬

stellte» Forderung des i> >'_' l^es. Diese Forde¬
rung stellt i» ihrer Schärfe eine für die Anstalt
nach ihre» bisherigen C'iurichtuuge» »icht »bliche
Belastung dar, da seither die Verantwortung fiir die
Nichtigkeit der Wertangaben in erster Linie dein
Versicheruugsuehmer selbst miheimsiel »»d die An-
stalt sich »nr ans eine allgemeine Controlle nnd
Berichtigung et>oa auffälliger Wertüberschreituugeu
an der Haud der (^ebäudebeschreibungeubeschräuteu
touute, (^cgeuiiber deu iu deu übrige» Provinzen
ziemlich allgemein obligatorischen amtlichen Taxen
fiir die ('»lebändeverfichernngender Sozietäten ist es
jedoch nicht gelungen, eiue mildere Mss»»g fiir die
Nhei»provi»z z» erziele».

>>u ^ 1<'',
^u vergl, ^ '_'-' Regl,
5 !7, ' A'r, ^ O'es
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.^//«t/«nx/>«w/^/</////,,>/?/, so cutscheidetüber die streitig
gebliebene»Pnutte iinierhalb der (Grenzender Fest-
stellnnciender ^achvcrstiindige» der ^binaini. Jeder
Sachverständige l,at sei» Gutachten schriftlichabzu¬
geben. ^?ie Frist für die Erklärung >uird iu der üb«'
die Erueunnug Vor Tachverftiiudigeuaufzuuelnnenden
Verhandlung festgestellt.

eines solch»!! nicht aufgefordert tverden, so N'!U'
mit Semerllungen.

der Viirgermeifter den Sachverständigen des
sicherungsnehmers. Beide Sachverständige ernc»»"'
vor Vegiuu des Abschätznngsverfahrenscinen Olnnainl
«önnen sich die Sachverständigen über die Wahl w
Olnnannes nicht einigen, so ernennt il,» der ^lindi"
des Greises, in Stadtkreisen der Viirgernieister.

MM
i!M.'!. Sind die Sachverständigen iiber den

des Schadens derselbenMeinung, so hat es bei
'je »!">'

streitül
^chadenberechnnug sci» Bewenden. Sind
derselben Meinung, so entscheidet iiber die

ttren^en der ^'tgebliebenen Punkte innerhalb der
stellnngen der Sachverständigen der bman»-

achverständige hat sein Wutachten schriftlich^
AI

geben. Die Frist fnr die Crklärnng nnrd >
nber die lHrnennnng der Sachverständige»
nehmenden Verhandlung festgestellt.

4. Ans der von den Sachverständigen
nrtnndenden Feststellung „ins; der Versicherung

aus'»

, l.c

der Sachen sowohl ,',nr ,^eit des (lnntriM
Schadenfalls, als anch znr ^eit nach dein Schnd^'
fall hervorgehen nnd z,oar beziiglichder übrig !'
l'liehenen Teile nnd Materialien unter ^""
sichtignng ihrer Verwendbarkeit fiir die —'"
Herstellung

Auf Wruud der Feststellung der Sack""

ständigen über die Höhe des Schadens hat
Direktor die Entschädigung »ach Maßgabe der
gemeinen uud der etwa vereinbarten besonder
Versicheruugsbedingnngen festzusetzen. Die ^^
ihres Tachverstäudigeit trägt jede Partei allein, ^
Kosten des Obmanns jede Partei nach Maß^
des Unterliegens. Die Abschätzungsverhandlunsi^
N'erden dem Versicherten ans Verlangen abschns
ans seine Kosten mitgeteilt.
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Abschnitt VI.

Vnfalncn bei Ttn'Mntritrn zwischm dem
Vttsichrnmnonolimrrund der Anstalt.

)1trchtonlittel.

Anlage» zu dm Sitzungsprutotollen, Nr, 24. 305

Bemerkungen.

5 <>,

!. Wegen die Ablehnung einer l^eböndeversicül
r»»g durch den Direktor steht dein VersichenlW'
nehiner der Einspruch bei den, Verloaltn»gsrat p

der Ei»fpr»ch ist bi»»e» 2 Woche» nach ^»st^»'^
des Al'leh»»»gsbefcheideshei de»i Direktor zu erheb"

2. (Ziegen die Entscheidung des Venoaltnüg"^
tau» binnen 2 Wochen nach ^»stellung Besch'"'u^
bei dein Oberpräside»te» erhoben »'erden, U't >
endgültig entscheidet.

3. Wegendie Bescheidedes Direktors. dn«.
die Entschädigung festgesetzt oder die GemW^
einer Entschädigung abgelehnt U'ird, steht dem -
sichernngsnehnier entweder hinnen einer F''^
0 Monaten nach Empfang des Bescheidesder ^"^
,oeg, oder die Beschwerde an den Verwaltung

n'cl'^'

und crdc ,»
gegen dessen Entscheidung die BeschM

den Provinzialnnsschnß freii die Beschwerde»>',
binnen 1 Monat nach Znstelliing des Bescheid^

dieden, Direktor z» erhebe». A»ch gegen
scheidnllg des Provinzialausfchufses steht dein ^'^
sichernngsnehnierbinnen einer Frist von <» ^"^..,,
»ach Empfang der Entfcheidnng der Rechtsweg"ss

4. Gegen die Höhe der von den SachverM

getroffene» Schadenftststellnng <ß l5) ist i^'^,
Nechtsiveg nnr dann zulässig, wen» die 3^ ^
lnng offenbar von der wirklichen Sachlage eu)
abweicht.

Zn § 10.
Z» vergl. §^ 15' Nr. 10. § 11 und 23 Ges.

5§ 34 nnd 35 Ncgl. Für den Fall der Befchwerde
gegen die Al'leh»»»g einer Gebä»deversichcr»ngsieht
das Gesetz >uege» der Dringlichkeit der Jache kürzere
Friste» »nd ein vereinfachtes Verfahre» gegenüber
de» Fällen des Abf. 3 vor.

Zu Abs. 4.
Zu vergl. § 04 V. V. G.
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2. Eine Kündigung der Versicherung seitens des
Versicherungsnehmers ist nur dann nnrtsam, wen»
dieser /^ ,,^>, .!///«,,/^ ,/<>/- /^//.«<//>/«//</,>,/)v>/den
Nachioeis führt, das! das (^rnudflml unbelastel ist
oder das; sämtliche bei dem Direktor angemeldete Neal-
berechtigte in die Aufhebung der '^crsicherung bei der
Austall inilligeu,

3, /<>V//^ /e^'/7,<//>///>,//,«/// ^iiicttritt oder eine
sonstige Tatsache, melche die Beendigung des Ber
sichcrnngsverhältnisses znr Folge hat, wirkt den Neal
berechtigten gegeunber erst niit deni Ablauf eines Monals,
nachde,n die Beendigung nnd, sofern diese noch nicht
eingetreten mar, der ^,eitpnnkt der Beendigung den
Berechtigte» dnrch die Anstalt mitgeteill inorden ist

Abschnitt VIl.

Tchlllz dl'r ^twlbl'N'chtiqtoll dl'S voll der ^"
sichrrllng bl'troffl'Ul'll^nmdstücls.

^ 17,

l, <^el'ändeentschädignngenwerden in der AU
znr Wiederherstellung der l^iehände gezahlt,
Zahlung erfolgt in Al'schnitten behufs Ans^a
der Banmaterialien nnd >nit fortschreitende»!
auf Bescheinigung des Blirgernieisters, oder, l>cl " ^
reichcitder Ticherheitsleistnng fiir die deftin»»»^
gemäßeBenveudnng, in einer Tnmme, (iine >>''
ohne Wiederherstellung saun erfolgen, n>cnn
einen beglmihigtenl^rnndl'uchauszng oder dnl"
willignngsertlärnngen der ^iealherechtigtctt, '^ ^
in beglanhigter Forn, ausgestellt sein niiisst'"' ,

„l»,'!l"^

Bemerkungen.

«g»l

d!!l^
lDl

N'achioeis gefiihrt »,'ird, das; das Ornndstück>>>
ist oder das; sämtliche^iealberechtigte in d>c

> :'!«'-

zahlnng der Entschädigungwilligen, I?er (^ru»^
auszug wird in oorstehenden, Falle seitens d^ '
statt kostenfrei heschafft, 7»» Verhältnis ,i»r ^ ^
sicheruugssnmniennl'edentendeWebätideentschädilp">
tonnen sofort nach Feststellung alisgezahlt M^'

2. (tine ^tiindignng der Versicherung seite»-'
Versicherungsnehmers ist nur dann wirksam, '"
dieser den Nachloeis führt, das; das l^ruud
belastet ist oder das; säintliche bei den, DirettM "'
gemeldete )1>ealherechtigte in die Nufhelning dcr ^
fichernng bei der Anstalt willigen.

lA'?

,!»

(5in ^iiicktritt oder eine sonstige' Tats^'

loelchedie Beendigung des Bersichernngsverhält»̂ ^
znr Folge hat, wirtt den ^'ealherechtigten ^'^'" ^
erst mit dem Ablans eines Monats, nachdemdu' ^
endignng nnd, sofern diese noch nicht eingetn'te»
der Zeitunntt der Beendigung den Berechtigen ^
die Anstalt mitgeteilt worden ist.

Zu 5 1?.

Zu Uergl. 8 t5" Ztr. !1 ilud 5 2l Ges.
^ 9? ff. V, V, U- 55 'w ff, Regl.
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4. Veruiinderungender Versicherungssnunnevon
weniger als einem Drittel brauche» nur den ange-
meldetenNealberechtigteuinitgeteiltzu n>erden,

."l^/' </«e l!^>/wa'«//-<'// <"/»^,' I^>i^,>,/>a,'?/>,// .>il dc>

4, Vermiuderuugeu der Versichernngssnm>»e ""'
lveniger als eiuein Drittel branchen nur den >u>^
meldeten R'enlberechtigteu mitgeteilt zu werde»

.'>, ^st der Versicherungsvertrag nichtig, we
Versichernngsnehmer den Vertrag in der Absicht,

ans der Überversicherung oder DoPpelversiche"^
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zn uerschl»!

abgeschlossenhat, so kann die Anstalt die Nichts
den Realberechtigteu gegenüber nicht geltend m>u^
Das Versichernngsverhältnis endigt diesen Berechtig
gegeniiber mit dem Ablanf eines Monats, »^u^
die Anstalt ihnen die Nichtigfeit des Vertrags ""
geteilt hat, ,,

l», 7>st bei der webändeversichcrnng die A»'^
lvegeti des Verhaltens des Versichernngsnehmer
der Verpflichtung znr Leistung frei, so bleibt g^'

ivvhl ihre Verpflichtnng gegenüber den Mui^.^
tigtet, bestehen. Das gleiche gilt, wenn die ->"^
nach Eintritt des Zchadenfalls den Versichert'
vertrag tiindigt, .,

?. Soweit die Anstalt nnf (Aund det ^
stimmnngen in Ziffer .'! bis !i einen RealbereäM,
befriedigt, so geht die Hypothek oder das M' '
Recht auf die Anstalt
nicht znm Rachtei

der. Der libergang
fül!"

eines gleich oder nachstehe'^

Berechtigten geltend gemacht werden, dem geg"- ,^
die Verpflichtnng der Anstalt bestehen geblieben

«. Bei der s^ebändeversicherung hat die -l"'
den ))iealberechtigten Mitteilung zn macbe», '"

der Versichernngsnehmer sechs Monate seit ^" ^

tt"

zugegangenen ^ahluugsanfforderuug mit de,
im Rückstand gebliebe» ist, Veitragszahlnnge'
der Anstalt von einem der Berechtigten «nge
werden, dars die Anstalt nicht ablehnen, awb '"''"
der Versichernngsnehmer widerspricht, .,.

!», Dem Realberechtigten steht es auch s"''. "
anfgchobene oder herabgesetzte Versicherung b»>

Anlassenzu den Sitznngsprotokollen, Nr. 24. 309

Semerltungen.



310 51. Rheinisch« Pwvmzmllcmdtag,Nr, 24.

einein Monat nach Anstellung der Mitteilung lM'
zur Höhe des Versichernngsloerts sür sein ?.ntere!^
fortzusetzen. Die Anstalt tann aber die nnverziiss
liehe .^lindiqnnq des Nealrechts so,oie die Vetreiluiüll
der ^»wanM'ersteiqernn^ zur Bedingung inacheü

>0. Die nach vorstehenden Bestinnnnmien a» t"
Realöeiechtisstenzn erstattenden Mitteilniissenerfol^c'l
fostenfrei dnreh eingeschriebenenVrief,

Anlaqrn zu dcu SitzungspvotokMcn, Nr. 24. 311

Bemerkungen.

Abschnitt VIII.

MlN'tlNMN und PfiwdMW'Udor Cutschiidi'
lnlllnöforderllnqi'ttdos Versichrnmlpm'lMN'.

!. Vorder Wiederherstellung des webände«tliü»
die Fordernng des Versicherungsnehmers ans ^
(bntschädigungssumüie nnr an den (irlverber ^-
Grundstücks oder an solche Olünbiger des ^"
sicherungsuehniersübertragen lverden, welche Arl>e>
oder Lieferungen zur Wiederherstellungdes Oebii»^
iibernoninieu oder bewirkt haben, C'ine Übertrags^
an bilänbiger des Versicherliugsnehmers, die
Vorschüsseznr Wiederherstelluiissdes «^ebändes!^
geben haben, ist ivirfsam. wenn die Verwendung^
Vorschiissezur Wiederherstellung erfolgt,

2, Ten gleichen Veschraufuua,eil nnterliegl
Pfäudbarteit der Forderung,

die

Abschnitt IX.

Aufwcudunssmzur 5ördcnmn dor ^mrrsichlll'"t
^ 19.

Der Hanshaltspln» der Anstalt hat allM>'l"
Mittel auszuwerfcil zur Bewährung von Ve'hils"'
fiir Eiurichtuugen und Maßnahmen, welcheder ^
höhnng der Feucrsicherheit dieueu.

Zu 5 1^,
Zu vergl, ß «^ V, V, O,: li 2l Oes,

Zu i>8 '9^22,
Zu vcrgl, ^ 2 ' Nr. 4. 3 20 Ges.; W M, ^7 Regl.
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Dic Höhe der Mittel ist »ach der Leist»!'^
sühigkeit der Anstalt und den, in, Anstaltsgebic«
vorhandenen Bediirfuiffe zu beinesse».

Solange der Mindestbetrag des Sicl,erheitsfw!d'
nicht erreicht ist, taun von Aufwerfung der Mit^
abgesehen werden.

i> 20.

Der Direktor ist ermächtigt, ans diesen Mittel»
stz 19) ferner:

ll) fiir wirtsaiue Hilfeleistung bei Brände» »»d l"/
sonstigeaußerordentlicheBeuinhlingen i»> ^nt"^'
der Anstalt Belohnungen zu gewähre», sowie

b> Vergütungen fiir die durch die Löschhilfe«»
nicht versicherte» wegenständen herbeigefülM
Schäden zu leisteu, wenn der Anstalt dad'N''
Nutzen erwachsenist.

Anlagen zn den Sil.nlnssspwtutullcn. Nr. 2t. 3l3

Bemerkungen.

5 21.

Die von der Provinzial Fenerverfichernngsa^"

gegründete Feuerwehr-Unfalitassr der >1lh^
Provinz" ioird nach Maßgabe des Statuts dieser,M"

9. Dezember r882 , , ,, ,
vo'n i7 I^^r MZ verwaltet.

Abändernngen dieses Swtnts bedürfen der
nehmiguiig des Provinziallandtages.

^ 22.
nstl'llDie bei der Provinzial-^euerversichernngslNU'

bestehende „Miterstilizullnotassofiir inl ^uerlM
dienstr Veschädissteoder Veruunlüctte"wird >"
Maßgabe des Statuts dieser Kasse vom ^ IanmN l^'
verwaltet.

Abändernngen dieses Statilts bedürfen dei
nehüiigung des Provinzialausschtisses,
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Abschnitt X.

Belamltlnachunnlll.

Tie Tahung, Ändernngen der TalUlNg "'"
soiistigesiirdieAllgellieinheitN'ichtigeVefaiintinachul'^''
der Anstalt sind i» den Amtsblättern der znn, A»!wll'
gebiet gehörigen Regierungen zn veröffentlichen^

Die für die Versicherungsnehmer N'ichtigcii
stimmnngen des «Gesetzesvom 2.',, Juli U>^. ^'^
dieser Iatznug, dazu die allgemeineu Versich^r>>»^
bedingnngen sind jedem Versicherungsschein beiznf'l^

''<c

Anlagen zu dru Sitziingsprutokolle». Nr, ^4. :z>5

Bemerkungen.

Zu ^ 2,^ und 24.
^u vergl. 5 !5>- ^cr. l2 (^es. 5 2l Negl.
Daß »eben den allgemeinen Versichernngsbe

dinguugeu auch die iin einzelnen ^-alle etiva maß
gebenden besonderen Vertragsbedingnngeu ebenfalls
in den Versicherungsscheinanfznnehmen sind, bedürfte
als selbstverständlichfeiner Enoähuuug.

1, Diese
in straft,

2, ^ird

Abschnitt XI.

Tchlllszliestiluunlnnell.

Latznug tritt mit dem 1. Iamiat >

ein zur ^eit des Intrafttreteuo

,N^

stehendes Versichernngsverhältnis nicht s»'^

l>c

nächstendaraus folgenden Termin gekündigt, t»
der Verfichernngsnehmer zur Kündigung berea!^'
ist, so finden von diesem Termin an >^' "
stimmuugen dieser Eatznug nnd der ans Gr>»u
Satuiug ergangenen allgcineinen Versichernnsi-,
dingnngcn Auloendnng. Tie Vestimmung^u
Artikel 4 nnd 0 des Eiuführungsgesehes zum ^'^'^
gcsetzvom .^0. Mai l!«,« bleiben hiervon unb"'"?

Zu ^ 25.
Zn Absatz 1. Es erscheinterwünscht,die nene

Satzung mit den neuen Bedingungen .>e. zum Beginn
des nächsten Geschäftsjahres nach dem ersten bevor
stehendenProvinziallaudtage in straft treten zu lassen.

^n Absah 2. gu vergl. 5 ,^; Ges. nnd Art. .'!
Eins. Ges. zum V. V. G.
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H. Ueglement.
Abschnitt l

Oeffrxtlich-rechtliche Ktelluug, Vorrechte und Zweck der Prouinzinl-Lcuer.Verjicherunnsanstl'll
l>er Aheinprouinz.

Die auf Grund des revidierten Negle,nentS vom >, Sept, 1852 (Gesetz'Sammlnng S, <>53)
nnd um» ^5, April 188!» in der Rheinprovinz unter dem Nainen „Rheinische Provinzial-Fener-
Sucietät" bestehende öffentliche Societät führ! von jetzt ab den Namen- „ Proviuzial-Feuer-
Bersicheruugsnustalt der Rheiupruuinz",

Dieselbe ift eine Provinzial-Nnstalt nnd ivird von dem Proviuzial-Berbaude nach Man-
gäbe der Prouinzial-Ordnung vmn 1, Inli l887, des gegenwärtigen Reglements, nnd der übrigen
vom Provinzial-Landtage erlassenen Reglenwuts uerwaltet.

Ihr Wirkungskreis ist ans die Rheiuprovinz beschränkt, uvrbehaltlich der Bcstinuunng
über Außeuuersicheruug bei Vcrsichernug beweglicher Gegeustände

2ie bat ihre» Sitz in Düsseldorf und bedient sich eines Siegels mit dem Wappen der
Rheiuprovinz nnd der Umschrift der Nheinurovinz".

8 2,

Die Provinzial-Fener-Bersichernngsnnstalt der Rheinprouinz hat die Rechte einer
privilegierten juristischen Persou des öffentlichen Rechts,

Die Anstalt bleibt iu Ge,näßheil des l? 2 des Reglements vom l, September l852 von
der Stempelstener und von Gebühren befreit.

Die Beiträge unterliegen der zwaugsweiseu Beitreibung wie öffentliche Abgaben,
Der Direktor der Anstalt ist befugt, in Angelegenheiten seines Geschäftskreises die öffent¬

liche,! Behörden zu requirieren sowie die vermittelnde und begutachtende Tätigkeit der Kreis- und
Genieindebehörden iu Anspruch zu nehmen.

Die Bestimmungen dieses Paragraphen in Absatz 2 nnd 3 finden auf die Versicherung
beweglicher Sachen keiue Nnwendung,

Gegeustaud der Versicherung,

Dic Pwuinzial-Fener-Versichernngsanslalt der Rheinprovinz versichert gegen denjenigen
Schaden, welcher au Gebäuden und bewegliche,, Gegeustäudeu entsteht durch Brand, Blitzschlag
^ auch wenn der Blitzschlag uicht gezündet hat —, Explosion von Lampen, sowie von Leucht'

oder Heizgas, Gingeschlosseu in die Versicherung ist ferner der Schaden, welcher durch das
anläßlich solcher Ereignisse vorgenommene Löschen, Niederreißen oder notwendige Ausräumen
entsteht, soweit der Schade» iu der Beschädigung, Vernichlung oder den, Abhandeulommen ver^
sicherter Gegenstände besteht.
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Dir Versicherung gegen andere lHzplosiuüsschäde», sonne dir Versicherung der bei Braud
»ud versicherteu E/rplosiu»sschäden e»tstehe»de» Aufräumuugs- >,nd Abfnhrkosten, wird nur auf
Grund besonderer llebcreinknnft übennnnmen.

Geld n»d Wertpapiere werde» nicht versichert, Dok»me»tc, Gold^ und Silbersachcn,
Edelsteine, echte Perle», Skulpturen, Gemälde und Gegenstände, n>elchc einen Knnstlvert haben,
sind nnr dann versichert, wenn sie in der Versichern»gsnrk»»de besonders benannt sind, Gegen¬
stände, welche einen ^,iebhnbereiwert haben, sind zn diese,,, Werte nur dann versichert, wenn
derselbe als solcher beantragt und iu der Versicherungsurkunde gekennzeichnet ist.

Alle zur ^',eit der Versichernngsnahine vorhandene», sowie nachträglich hinzngekvmmeiie»
bewegliche» Gege»stä»dc derselbe» Gattung fallen unter die für diese Gattung genommene Per-
sichcnmg, insoweit sie nicht ausdrücklich von der Persicherung ausgeschlossen sind oder die letztere
sich nicht ausdrücklich auf besonders bezeichnete Gegenstände bezieht,

Bei der Versicherung eines Gebäudes siud alle in der Versicheruugs-Urtuude nicht
ausgeschlossenen T^eile desselben mit versichert,

Als Vraudschade» ist nicht anzufehe», weuu Gegenstände infolge ihrer vestimmungs-
»läsugen Benntznng unmittelbar dein ^euer alisgesetzt werde» >,»d infolgedessen im Brand gerate,,
oder beschädigt werde».

Ausgenommen vo» der Versicherung sind solche Schäden, melche während eines Krieges
durch militärische, auf Auordmmg eines Befehlshabers getroffene Maßregeln entstehen,

ferner fällt die Entschädigungspflichl der fort,
wen» ^„ ^,i^' oo» den» Versicherte» selbst vorsänlich oder durch grobe ^al>rlässigteit verursacht,
"der mi! feiueiu Wisse» und Wille,, oder auf fei» Geheist vo» einem Dritten angelegt morden
ist. Solange die amtliche Untersuchung über die Entstehung des Brandes schmcbt, kann die
Auszahlung der Eulschädignng beaustaudet n>erdeu, es sei den», das; der Versicherte durch die
BesckMiiguug der z»stä»dige» Gerichtsbehörde deu Vclveis erbringt, daß die Untersuchung nicht
gegen ihn geführt wird, Brandschäden, melche durch Fahrlässigkeit des Versicherten selbst, seiner
Familie, seiner Dienstbule» nnd seiner Hansgenosse» entstehe», werden entschädigt; der Anstalt bleibt
aber der ^ivilnnsprnch ans Nückgewähr nach den allgemeine» Gesetzen vorbehalten.

Die Versicherung soll nicht zu einem Gewinne führen, Es wird daher, vorbehaltlich
""' Bestimmnng über den ^iebhabereiwcrt in Absatz 3, n»r der mirtliche (gemeine) Wert der
^licherten Gegenstände zur ^>eit des Brandes entschädigt.

Die Versicherung selbst begründet noch keinen Beweis für das Vorhandensein oder den
^oert der versicherte» Gegenstände zur ^eit des Brandes, Die Versichernngssumme bildet vielmehr
die obere Grenze für die Eittschädigimgspflicht der Anstalt »nd zwar, wenn nicht ausdrücklich
etwas anderes verabredet ist, für jede einzelne Nnmmcr der Versichernngsnrknnde. , Haben
uenmluh die versicherten Gegenstände zur Zeit des Brandes einen geringeren Wert, als die
"amnf versicherte Summe, so mird der Schadeu nur nach dem tatsächlich geringeren Werte
^nu'itct. Nebersteigt der Wert derselben zur ^eit des Brandes die dam»f versicherte Summe,
""er such s^> anderweitig noch versichert, so wird der Schaden nach Verhältnis vergütet.

Der entgangene Gewinn wird »icht ersetzt.
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Abschnitt II

Organisation und Verwaltung.
Direktor,

Die Verwaltung der Provinzial-Fener-Vcrsicherungsanstnlt fuhrt ei» Direktor, welchem
je nach Bedürfnis ein oder mehrere obere Beamte — Landesversichcrungsräte— zugeordnet werden

Der Direktor uertritt die Provinzinl Feuer-Versichernngsanstalt gerichtlich und außer
gerichtlich und vollzieht namens derselben alle Schriftstücke unter der Bezeichnung: „Der
Direktor der der Rheinpruvinz",

Er ist für den ordnungsmäßigen (Hang der Geschäfte, sowie für die genaue Beobachtung
aller gesetzlichen, statutarische!! und Reglements-Vorschriften oernntwurtlich,

8 5,

Der Direktor wird nun dem Provinzial-Lnndtage auf ^eit (nicht unter t> Jahre) oder
auf Lebenszeit gewählt. Der Direktor hat die Rechte und Pflichten der Pruuiuzialbeamten, er ist
der Dienstuntergebene des Landeshauptmanns. Dieser ist berechtigt, zu jederzeit Einsicht in die
gesamte Geschäftsführung der Anstalt zu nehmen und Auskunft zu verlangen. Der Direktor ist
der nächste Dienstvorgesetzte aller bei der Anstalt angestellten Beamten.

Bürgermeister und Geschäftsführer,

8 6,

Die Entgegennahme und Weitergabe von Versicherungsanträgen, sowie die dauernde
Beobachtung der versicherten Gegenstände erfolgt für dir Gebändeversichcrnngcn durch die
Bürgermeister, für die Mobilarversicherungen durch Geschäftsführer, welche gleichzeitig als Hilfs¬
agenten für die Gebäudeversicherungen dienen, Die Geschäftsführer senden die Gebäude-
Versicherungsanträge durch Vermittelung der Bürgermeister an den Direktor, Die Versicherungs'
antrage sind von dem Bürgermeister bezw, Geschäftsführer auf ihre Richtigkeit zu prüfe». Die
Bürgernieister nnd Geschäftsführer sind verpflichtet die Versicherungen in besondere Bücher nach
Vorschrift des Direktors einzutragen. Die Einsicht dieser Bücher steht mir solchen Personen z»,
welche ein Interesse zn dieser Einsicht nachweisen können. Auszüge aus diesen Büchern sind
den Versicherten unentgeltlich zu erteilen.

Der Direktor ist befugt, mit Genehmigung des Provinzialansschusses, die den Bürger
meistern nach diesem Reglement obliegenden Geschäfte anderen Personen zu übertragen, welche»
die Eigenschaft als Provinzial-Beamtc beigelegt werden kann.

Die Bürgermeister sind befugt, die Führung dieser Geschäfte abzulehnen.

Der Direktor ist befugt, mit Genehmigung des Kuratoriums, geeignete Geschäftsführer
zn bevollmächtigen, Mobilar-Versicherungs-Verträge, sowie falls in Gemäßheit des Absatz 2
und 3 die Bürgermeister die Gebände-Versichernngs-Anträge nicht bearbeiten, mich letztere
selbständig im Auftrage des Direktors abzuschließen.



Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 24. 321.

In dem Falle des Absatz 2 und 3 gehen auch die in den ^ 18. 24, 30 und 31
benannten weiteren Obliegenheiten der Bürgermeister auf die Geschäftsführer über.

Die Bürgermeister beziehen als Entschädigung für die Besorgung der Geschäfte der
Feuer-Versicherungsanstalt L°/„ der in ihrem Bezirk znr Abliefcrnng gelaugten Gebäude-
Versicherungsbeiträge.

Bezirksuertreter.

Der Direktor ist befugt, mit Genehmigung des Kuratoriums, Bezirksuertreter zn er¬
nennen, an welche die Versicherungsanträge nun den Bürgermeister» und Geschäftsführern weiter
zu reichen sind. Diese Bezirksuertreter können beuullmächtigt werden, selbständig im Auftrage des
Direktors Bersichernngsucrträge abzuschließen,

Kuratorium,

')Ur Leitung der Berwaltung sonne zur Ausübung der fortlaufeudeu Kontrolle der
Geschäftsführung des Direktors wird ein Kuratorium bestellt. Dieses Kuratorium besteht
außer dem Landeshauptmann nnd dein Direktor der Anstalt ans fünf uou dem Prouinzial^
ausschuß aus der ^,ahl der Mitglieder des Prouinziallandtages zn wählenden Mitgliedern, uon
welch' letztere!, drei zur Beschlußfassung miweseud sein müssen.

Das Kuratorium regelt seineu Geschäftsgang durch eine Geschäftsordnung, in welcher die
558 48—51 der Prouinzial-iDrdnung entsprechend auznwenden sind. Dieselbe bedarf der Ge¬
nehmigung des Prouinzialausschusses. Das Kuratorium uersammclt sich, so uft es die ihm
überwieseneu Geschäfte erfordern, alljährlich jedoch mindestens sechsmal.

Der Beschlußfassung des Knratorinms unterliegt insbesondere:

1. Die Borprüfnng aller dem Pruuinzialausschuß zn machende Borlagen.
2. Die Entscheidung über die Beschwerden gegen Berfügnngcn des Direktors, soweit

dieselben nicht disziplinier Natur sind.
3. Die Art der Anlegung der verfügbaren Gelder und des Reseruefonds G 14).
4. Der Ankanf nun Grundstücken und die Ausführung uon Bauten, insofern die

Ausgabe in dem einen wie dem anderen Falle die Summe uou 10 000 M.
uicht übersteigt. Wen» die Summe uou 10000 M überschritten wird, ist die
Genehmigung des Prouinziallandtages einzuholen.

b. Der Abschluß Uuu Nückuersicherungsuerträgen.
6. Erhöhung uder Ermäßigung der Beiträge für einzelne Bezirke nnd die Be¬

stimmungen über anderweitige Einziehung der Beiträge G 13).
?. Die Entscheidung zweifelhafter Brandentschädignngsfällc.
8. Bestimmung derjenigen Direttions-Bcamten, Geschäftsführer und Bezirksuertreter,

welche im Auftrage des Direktors Bersicheruugs-Berträge selbständig abschließen
und Schriftstücke unterzeichnen können.
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9. Die Feststellung der allgemeinenGrundsätze über die Art und Höhe der Besoldung
der Geschäftsführer,sowie über die Vereinbarungen mit den Gemeinden, betr. die
(Anziehungder Beitrüge.

10, Die Feststellung der allgemeinen Bediugnngen des Versicherungsvertrages, der
Grundsätze für die Bemessung der Höhe der Beitrage, svwie der Gebühren, melche
bei Nufuahme von Versicherungsanträge!! au die Anstalt und au die Geschäfts
führer zu zahlen sind.

Provinzialausschntz.

Die obere Leitung und Verwaltung der Anstalt steht dem Provinzialansschuß zu.
Demselbenliegt insbesondere ob:

1. Die Wahl des Vorsitzenden, dessen Stellvertreter und der Mitglieder des Kuratoriums.
2. Die Wahl der ^andesversicherungsräte.
3. Die Anstellung aller übrigen Beamten der Anstalt.
4. Die Feststellung etwaiger Beamten^Kantionen,
5. Die Entscheidungüber Beschwerdengegcu Beschlüsse des Kuratoriums.
6. Der Erlaß der Geschäftsauweisuugfür den Direktor und übrigen Beamten der Anstalt
7. Die Vorprüfung aller dem Prouinzial-Landtage zu machendenVorlagen.

ProUinziallandtag,
8 II.

Dein Prouinzmllaudtllge steht zu:
t. Die Wahl des Direktors der Anstalt.
2. Die Feststellung des Hanshaltungsplaues.
3. Die Prüfung nud Entlastung der Iahresrechuung, sonne die Genehmigung von

Etatsübcrschreitnngenund außeretatsmäsiigen Ausgaben.
4. Die Entgegennahme des Jahresberichts.
5. Die Abänderung des Reglements.

Abschnitt III.

Nechnungswesen, Haftung des Prouinzinl Derliandes.
8 12,

Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr,

5 43.
Die Einziehung der Beiträge erfolgt entweder dnrch die Gemeinden auf Grund Verein-

barnng mit denselben,oder dnrch besondere, von dem Direktor mit Genehmigung des Kuratoriums
zu erueuucnde Beamte,

Im letztereu Falle erfolgt die etwa nötig werdende Beitreibung der Immobilar-
Versichcruugsbeiträgeim Verwaltnngs-Zwangsuerfahreu auf Ersuchen des Direktors durch die
zuständigeGemeindelassegegen Zahlung Nun 2°/„ Hebcgebühr.
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8 14,

Die Versicherungsbeiträgesind zur Deckungder Brandschäden nnd aller sonstigen Aus¬
gaben der Anstalt bestimmt. Die Einnahmc-Ucberschüsse fließen dem Reservefonds zn.

Die Zinsen des Reservefonds werden, soweit dieselben nicht zur Deckungder laufenden
Ausgaben erforderlich siud, dem Reservefonds zugeschlagen, ,vat der Reservefonds die Höhe
^r l^^bM Jahres Versicherungsbeiträge erreicht, so können die alsdann sich ergebenden
Ucberschnssenach näherer Bestimmungdes Provinzialausschnssesdem Reservefondsweiter zugefügt,
oder eiu Teil derselbenden Versichertenzuriickgewährt,oder dem Provinziallaudtage für gemein-
nützige, zugleich die Interessen der Anstalt fordernde Zwecke zur Verfügung gestellt werden.

Sollte infolge anßergewöhnlicherNuglücksfälledie Proviuzial-Feuer-Versicherungsanstalt
die ihr obliegenden Zahlungen, selbst nach Aufwendung des Reservefonds, aus eigenen verfüg¬
baren Bestände» zn leisten außerstande sein, sv haftet der Provinzial-Verband der Rheinprovinz
für die Verpflichtnngen der Anstalt! die Leistungen des Pruvinzial-Verbandes sind aus den
nächsten sich ergebenden Ueberschüsseu zurückzuerstatten,

Abschnitt IV,

Besondere Bestimmungen für die Gebäude Versicherungen.
Auuahmcpflicht,

8 1«.

Nur innerhalb der Rheinprouinz belegene Gebäude können bei der Anstalt versichert
werden. Mit dieser Beschränkung ist die verpflichtet, alle
Gebäude, dereu Versicherung bei ihr beantragt wird, aufzunehmen, sofern nicht die Versicherung
auf Grnnd des H !7 abgelehnt werden kann.

Eiu bei der versichertes Gebäude kann nicht gleich¬
artig auderswo zum vollen Werte versichertwerden.

Der Veginn nnd die Fortdauer der Versicherung ist von der rechtzeitigen Zahlung der
Beiträge nicht abhängig. Hat der Versicherte die Beiträge nicht rechtzeitig uud trotz Mahuuug
mit Frist von 2 Wochen nicht entrichtet, so ist der Direktor, unbeschadet der Beitrcibnng im
Verwaltungs-Zwangsverfahren, befugt, die Versicherung mit weiterer Frist von 8 Tagen auf¬
zuheben, Mahnung und Aufhebung erfolgen durch eingeschriebenen Brief,

Ausnahmen von der Annahmepflicht,

s 1?.

Die Versicherung kanu abgelehnt oder von besonderenBedingungen abhängig gemacht
Werden bei

t. Gebäuden, welche sich dein Zustande des Verfalls oder der Unbewohnbarkeitnähern,
2. Gebäuden, welche bei einer anderen Versicheruugs-Gesellschaftversichertsind,
3. Gebunden, welche zum Abbruch verkauft sind,
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4, Gebäuden, >velche fenerpolizeitvidrige Einrichtungen, insbesondere schadtzafte Kainine,
oder unsichere Fencrnugsanlagen anfiveisen,

5, geiuerblichen Anlagen, oder bei Gebäuden mit besonders feuergefährlicher Ein¬
richtung, Benutzung oder Lage,

6, fenergefährlicheren Gebäuden eines Eigentümers, inelcher seine iveniger feuergefährlichen
in der Rheinprovinz gelegenen Gebäude größtenteils anderswo oersichcrt,

7, Gebäude, welche infolge schlechter subjektiver Verhältnisse des Versichernngsnehmers
oder der Bewohner, z> B. Nachlässigkeit in Anfbewahrnng feuergefährlicher Gegen-
stände, Vernnchläfsiginig der Unterhaltung des Gebäudes und dergleicheu, eine be
sondere Fenersgefahr bieten.

Während der ^eit eines ausgebrochenen Krieges, d, l,. oon. Erlas; der Kriegserklärung
bis zur Bekanntmachung des Friedeusschlusses, ist der Direktor befugt, beantragte Versicherungen
nnd die Erhöhung bestehender Persicherungen abzulehnen.

Falls die Ablehnung nicht innerhalb zwei Wochen nach Eingang des VersichernngS-
Antrags bei dein Direktor beziehnngsweise bei dein bevollmächtigten Beamten oder Geschäfts-
sichrer itz 9 Nr, ,^j dem Antragenden schriftlich mitgeteilt wird, so gilt das Gebände als versichert.

Der Rechtsweg, nicht aber der Beschwerdeweg ^ l» Nr, 2 uud 8 34) gegen vorstellende
Berfügnngen des Direktors ist ausgeschlossen,

Eintritt von Ablchnnngs-Grnndcn während des Bestehens der Versicherung,

l? 18,

Tritt während des Bestehens der Versicherung nachträglich ein Umstand ein, welcher
den Direktor nach 8 17 Nr, I, 2, 3, 4, 6 nnd 7 berechtigt, einen Versicherungs-Antrag abzn
lehnen, oder erhöht sich bei den in H k 7 Nr. 5 genannten Gebäuden nachträglich die Fener
gefährlichteit, fo ist der Versicherte verpflichtet, nach Kenntnisnahme dieses Unistandes, denselben
binnen Monatsfrist dnrch Vermittelnug des Bürgermeisters oder Geschäftsführers (8 ^) den, Direktor
anzuzeigen. Bei schnldhafter Versäumnis der Anzeige vermindert sich ol>ne weiteres die Ver-
sichernngssnmme nm ein Viertel, (t> 28 Abs. 3), In den Fällen des 5 17 Nr, « tritt diese
Rechtsfolge nicht ein.

Ist die Anzeige erfolgt, oder die Verändernng anderweit zur Kenntnis des Direktors
gelangt, so ist letzterer berechtigt, in den Fälleu des Absatz 1 die bestehende Versichernng durch
eingeschriebenen Brief an die im Versicherungsverträge genannte Person zn kündigen nnd zwar
in den Fälle,, des 8 17 Nr, l nnd 3 mit sofortiger Wirtuug, in den übrigen Fällen des
Absatz I mit Frist von einen» Monat, Bis zum Ablauf dieser Fristen bleib! die Versichernng
in dem Umfange des Absatz 1 in Kraft.

Der Rechtsweg, nicht aber der Beschwerdeweg <tz 9 Nr. ^ nnd l? 34) gegen diese
Entscheidungen des Direktors ist ausgeschlossen.

Tritt bei einem versicherten Gebäude uachträglich eine Verändernng ein, dnrch welche
dasselbe erst eine der Eigenschaften des 8 17 Nr, 5 erlangt, so erlischt die Versicherung nach
Ablauf eines Monats, nachdem der Versicherte die Veräuderung vorgenommen oder von derselben
Kenntnis erlangt hat. (8 28 Abs. 8).
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Eigentumswechsel,
§ 19,

Tritt bei versicherten Gebäuden eiu Wechsel des Eigentümers eiu, so bleibt in Gcmäßheit
des Reglements vom 5, Januar 1836 lG. S. S, 13) ^ 14 und 58 sonne des Reglements von,
1, Septeniber 1852 <G, S, S, Ü53) ^11 nnd 57 die Versicherung unverändert fortbestehen,
W zn>ar, daß alle Rechte und Pflichten aus dein bestehenden Versichcruugsverhältuis auf den
ncueu Eigeutü,uer übergehen. Jedoch ist der neue Eigentümer berechtigt, vorbehaltlich der
Vrstimmnngen im i? 27, innerhalb drei Monaten uach dem Eigentnmswechsel durch schriftliche
Mitteilung an den Direktor von dein Pertrage zurückzutreten, Der bisherige Eigentümer bleibt,
solange er den Eigentumswechsel nicht anzeigt, für dir Zahlung der Beiträge mit verhaftet,

Abschnitt V

Abschluß des Versicherungsvertrages, allgemeine Sediuguugen desselben, Höhe der Beitrüge.

8 20.

Jede Versicherung bedarf zu ihrer Gültigkeit der Genehmiauug des Direktors oder der
durch Beschluß des Kuratoriums (5 !> Nr. 8) zum Abschluß von Versicherungsverträgen bcdoll-
mächtigteu Personen.

Behufs Richtigstelluug der Versicherungssnmmen nnd Schaffung richtiger Unterlagen
für die Schadensermittelung ist der Direktor befugt, Prüfuugeu der bestehenden Versicherungen auf
Kosten der Anstalt jederzeit vornehmen zu lassen und nach Maßgabe des dadurch festgesetzten
wertes die Versichernngssummeu und die Beitragssätze richtig zu stellen. Den Versicherten ist
von diesen Berichtigungen zn Protokoll oder durch eingeschriebenen Brief Kenntnis zu geben. Die
Veränderung der Versicherung tritt iu Kraft einen Monat nach Mitteilung an den Versicherten,
Äu Falle der Versicherte mit diesen Festsetzungen nicht einverstanden ist, ist derselbe, abgesehen
von dem Rechte der Beschwerde an das Kuratorium, berechtigt, die Versicherung vorbehaltlich der
Vestimmungen in 85 2? und 28 durch eingeschriebenen Brief nn den Direktor der Anstalt binnen
zwei Wochen nach Empfang der Verichtignngsuerfügung aufzuheben.

5 21.

Die allgemeinen Bedingungen des Versicherungsvertrags, sowie die Grundsätze für die
^cmesfnng der Höhe der Beiträge werden vom Kuratorium festgestellt. Diese allgemeinen Ae-
dingungen, sowie die für den Versicherten wesentlichen Bestimmungen dieses Reglements sind
jeder Vcrsichernngs-llrknnoe beiznfügen,

Abschnitt VI.

Verfahren bei Acgelung der Drandschäden.
l; 22.

Die Feststellung der Brandeutschädignng erfolgt entweder dnrch Vereinbarung zwischen der
'lnstalt und dem Beschädigten, oder auf den, jederzeit vor Beginn oder während der Vereinbarung^
""Handlungen zulässige,,, Antrag einer Partei dnrch zwei Sachverständige, von welchen jede
Partei einen ernennt.
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Weigert sich der Versicherte trotz Aufforderung, einen Sachverständigen zu ernennen,
oder kaun der Beschädigte wegen Abwesenheit oder uns sonstige» Gründe,, zur Ernennung
eines solchen nicht aufgefordert werden, so erueuut der Bürgermeister deu Sachverständigen des
Beschädigten, Beide Sachverständige eruenuen vor Beginn des Abschätzungsvcrfahrcns eineu
Obmann, Könne,! sich die Sachverständigen über die Wahl des Obmanns nicht einigen, so er
nennt denselbender Landrat des Kreises bczw, in Stadtkreisen der Bürgermeister,

Sind die Sachverstäudigeu über den Betrag des Schadens derselben Meinung, so hat es
bei ihrer Schadenberechuuug sein Bewenden, Sind sie nicht derselben Meinung, so entscheidet
über die streitig gebliebenenPnulte der Obmann. Jeder Sachverständige hat sein Gutachten dem
Obmann schriftlich oder zu Protokoll zu erklären. Die Frist für die Erklärung wird in der
über die Ernenn,,ng der Sachverständigen aufzunehmenden Verhandlung festgestellt. Gegen dir
Höhe der also festgesetzten Schadenberechnung ist der Rechtsweg nicht zulässig. Die Kosten
ihres Sachverständigen trägt jede Partei allein, die Kosten des Obma»»s jede Partei nach Maß'
gäbe des Nnterliegcns, Die Abschätzuugsverhandliiüge»werden den, Versicherten auf Verlange»
abschriftlich auf seine Kosten mitgeteilt.

Alle Rechte und Ansprüche auf Schadenersatz, welche dem Versicherten selbst gegen
eiucu Dritten znstehcu, gcheu bis zum Betrage der von der
geleistetenBrandcntschädignngauf die letztere über.

§ 23.
Dir weiteren gegcnfeitigenVerpflichtungender Proviiizial-Fener-Versicherungsanstalt und

der Versicherte»aus Anlaß eines Brandschadens werde» durch die allgemeiueu Bediuguugen des
Versicherungsvertrages <H ^t) festgestellt.

Besondere Bestimmungen für Brandfchädeu an Gebäuden.
3 24.

Der Bürgermeister ist verpflichtet,von jede», die Prouinzial-Fe»er-Versicher»ngsnnstalt
betreffendenBrandschaden an Gebäuden unter Angabe der Katasternummer dein Direktor ohne
Verzug Anzeige zu machen und dabei über den Umfang des Schadens, soweit tunlich, nähere
Nachricht zu geben.

Er soll ferner baldmöglichst, nachdem ein Nmndfall a» Gebäuden zn seiner Kenntnis
gekommen ist, eine Bcsichtignng der Brandstätte veranlasse» »,,d alle diejenige» Anordnungen
treffen, welche zur Verhütung »'eiteren Schadens uud sonst im Interesse der Anstalt erforderlich
sind. In einem aufzunehmende»Protokolle hat der Bürgermeister alles, was über die Entstehung
uud erste Entdeckungdes Feuers, dessen Ansbreituug und Dämpfung, die Tätigkeit der Lösch¬
hilfe, sowie über alle sonstigen für den Brandfall wichtigen und die Anstalt angehendenUmstände
zu ermitteln ist, niederznlege», den Brandbeschädigtenund etwaige Zcngen zur Sache zu ver¬
nehmen nnd diese Verhandlungen demnächstmit denjenigen über die Abschätzung des Schadens dein
Direktor einzureichen.

Die Abschützungs-Verhandlungenbei Gebändeschädenwerden, wenn beide Sachverständige
über die Höhe der Brandentschädigungeiuverstnudensind, dem Bürgermeisterübergebe,,, welcher die¬
selben mit den Verhandlungen über die Entstehung >'e, des Brandes uud unter Hervorhebung aller
sonst auf den Brand und die Zahlung der Vrandschadenveraütungwichtigen Umständen mittelst
eines vo» drm Direktor vorzuschreibendenFormulars dem letztereneinreicht.
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Abschnitt VII

Sicherung der SiipocheKengläubiger und der sonstigen dinglich Berechtigten

bei der Versicherung von Gebäuden.

8 25.

Die Rechte der Hypothekcngläubiger und der sonstigen dinglich Berechtigten werden nach
Maßgabe der geschlichen nnd der folgenden Bestimmungen von dem Direktor von Amtswegeu gewahrt.

8 26.

Wer an dem versicherten Gebäude ein dingliches, im Grundbuch eingetragenes Recht
hat, welches nach Bürgerlichem Recht sich auf die Forderung des Versicherten gegen den Versicherer
"streckt, <z. B. Hypothek, Gruudjchuld, Rentenschnld. Nießbrauch. 88 112?/ l192, 1199, 101«,
des Bürgerlichen Gesetzbuches), so>vie derjenige, welcher an einem Rechte der vorbczcichnetcn Art
ein im Grundbuch eiugctrageucs Pfandrecht oder Nießbrauchsrecht hat, ist befugt, vou dem Be^
stcheu dieses Rechtes dem Direktor der Anstalt Anzeige zu machen. Der Direktor hat nnf Ver
langen über den Vermerk der Anzeige eine Bescheinignng zu erteilen, für deren Ausstellung
eine Gebühr erhoben werden kann.

8 27.

Der Versicherte ist nicht berechtigt, ohne Zustimmung der Inhaber aller gemäß § 26
angezeigten nnd im Grundbuch nicht gelöschten Rechte die Versicherung aufzuheben oder die Ver<
sicherungssumme herabzusetzen.

Die Zustimmnngserklürnng muß schriftlich abgefaßt nnd die Unterschrift des Erklärenden
uun einem zur Führung eines Dienstsiegels berechtigten öffentliche» Beamten beglaubigt sein. Die
öffentliche Beglaubigung wird durch die gerichtliche oder notarielle Venrlnndnug der Erklärung ersetzt.

8 28.

Tritt einer der Fälle ein, in denen der Direktor berechtigt nnd gewillt ist, eine bestehende
Gebäudeversicherung aufzuheben l8 16), zu kündigen <8 1^) oder die Versicherungssumme herald
Zusetzen (H 20), so sind die in 8 26 genannten dinglich Berechtigten mittelst eingeschriebenen
Briefes nnter der zuletzt angegebenen Adresse hiervon gleichzeitig mit dem Versicherten zu
benachrichtigen- dasselbe gilt, wenn ein die Verpflichtung der Anstalt betreffender Rechtsstreit
erhoben wird.

Zu Gunsten der angezeigten Berechtigten laufen die in 8 16 gesetzten Fristen einen
-biunnt länger, die in 8 18 Abs. 2 und in 8 20 gesetzten Fristen drei Monate länger als zu
Knusten des Versicherten und haben die ersteren das Recht, die Versicherung, gegen Zahlung der
entsprechenden Beiträge innerhalb der obigen Frist, soweit ihr Interesse reicht, bis znr Höhe des
wirklichen Versicherungswertes fortzusetzen. Der Direktor kann aber hierbei die sofortige Kündigung
^'s angezeigten Rechtes, sobald dieselbe zulässig ist, sowie die Betreibung der Zwangsversteigerung
^r Bedingung machen.

Die Rechtsfolge des 8 18 Abs. 1 und Abs. 4 gilt nicht den gedachten Berechtigten
gegenüber.
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t? 29,

Werde» versicherte Gcbände, auf welchen nach 5 26 angezeigte und im l^ruudbuche nicht
gelöschte dingliche Rechte oder ans welchen sonstige aus dem Grnndbnche ersichtliche Hhpothekcn,
Grnndschulden, Rentenschulden oder Nießbrauchsrechte laste», von eine»! Brandschaden betroffen,
so ist der Eintritt des Schadens den Inhaber» jener Rechte mittelst eingeschriebenen Briefes
anzuzeigen. Die Anzeige darf nnterbleibcn, weuu sie untunlich ist. Bei den nach ^ 2li ange
zeigte» Berechtigte» »ms; diese Anzeige spätestens am dritte» Tage nachdem das schädigende Er-
eignis der Anstalt bekannt geworden ist, erfolgen.

Binnen einer Frist von einen: Monat seit dein Empfange der Anzeige bezw. bei unter¬
bliebener Anzeige seit der Fälligkeit der Vcrsichernngssnmmr, haben die Berechtigte» ihre Ansprüche
auf die Bersichenmgsgcldcr bei dem Direktor anzumelden.

Znr Wiederherstellung des (Gebäudes an einer anderen Stelle ist die Znstimmnng der
im Absatz l genannten Personen erforderlich. Diese Znstimmnngsertlärnng ist i» der i» 8 2?
Abs. 2 vorgeschriebene» Form vvr Beginn der Wiederherstellung der Anstalt einzureichen.

8 30.

Der Versicherte l,al spätestens binnen 2 Monaten »ach Eintritt des Schadens dem
Bürgermeister oder dem Direktor der Anstalt schriftlich zn erklären, ob er das (Gebäude wieder
herstellen will oder nicht. Ersterenfnlls benachrichtigt die Anstalt diejenigen Personen, welchen der
Eintritt des Schadens nach tz 2!» anznzeige» ist, hiervo» obnc Berzng d»rch eingeschriebenenBrief.

Sind keine dinglichen Rechte nach H 2li angezeigt oder sind die angezeigten Rechte im
Grundbuch gelöscht, und siud auch sonstige Hhpothctcn, Grund, Rcntenschnlden oder Riesibrauchs-
rechte ans dem Grundbuch nicht ersichtlich, so erfolgt die Auszahlung der E»tschädig»ngssumme
cm de» Versicherten innerhalb eines Monats nach Feststell»»g der Entschädigung.

Bestehe» dagegc» Rechte der vorbczcichneten Art, nnd will der Versichertc die Gebäude
wieder herstellen, so wird die Entschädigungssumme uur zum Wiederaufbau gewä!>rt. Die
Zahlung erfolgt i» Abschnitte» behufs Auschaffung der Baumaterialie» »»d mit fortfchreitmdem
Baue ans Bescheinigung des Bürgermeisters, oder, bei ausreichender Sicherheitsleistung für die
bestimmlmgsgemäsie Verwendung, in einer Suinme.

§ 32.

Will der Versicherte die Gebäude nicht wieder herstelle», oder wird der Wiederaufbau
nicht binnen drei Iahreu nach Eintritt des Schadens vollendet, so ist die Anstalt verpflichtet, die
Entschädignngssummc, abzüglich der nach t? 31 Absatz 2 geleisteten Zahlungen, den gesetzlich
Berechtigte» z» zahle». Ist der Nang unter den Beteiligten streitig, oder liegt sonst ei» Wider-
sprnch gegen die Zahlung der Entschädigungssnmme vor, so sind die Beteiligten auf den Rechtsweg
zu verweisen und wird die Eutschädigimgssumme hinterlegt. Iedvch sind diejenigen Berechtigten,
deren Recht durch den Streit nicht betrvffen wird, nach Einbehaltung einer ausreichenden Sunnne
zur Zahlung der streitigen Forderunge» zu befriedigen, wenn und insoweit die Entschädigungs¬
snmme hierzu ausreicht.
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§ 38,

Verliert der Versicherte »ach den Bestiuinninge» dieses ^»egleuients oder des Ver¬
sicherungsvertrags sein Recht auf die Brandeutschädiguug, so ist die Anstalt dennoch verpflichte,
dieselbe deil in 8 29 Abs. k genaintteu nnd im Grundbuch nicht gelöschten Berechtigten gegen
»ebertraguirg ihrer Rechte soweit zu zahlen, als dieselben aus dein verpfändeten Grundstück uud
"»s dein sonstigen Vermögen des Persicherten wegen ihrer eingetragene» Fordernng nicht
befriedigt werde»,

Abschnitt VIII

Verfuhren in Beschwerde- und Streitfällen.

8 34,

Gegen Verfügungen und (intscheiduugeu des Direktors steht den. Betroffenen binnen
^ Vwche» »ach deren Bekanntgabe die BeschN'erde au das Kuratorium nnd gegen die Gut-
scheidnugeu des letzteren binnen gleicher Frist die Beschtverde an den Provinzinlnusschusi offen,

8 35.

Der Rechtsweg ist bei allen Streitigkeiten zwischen der
anstall »nd ei»em Versicherten unter der in den 88 k?, ^ >»w 22 gedachten Beschränkung zn
lässig. Der Rechtsweg wird dnrch die (Entscheidung des Kuratoriums beziehnngsU'eise des
Provinzialmisschusses nicht nnsgeschlusscn.

Bei Veschreitnng des Rechtsweges mns; die Klageschrift binnen <! Monaten zugestellt
'"erdeu, Der Lauf dieser Frist beginnt mit dem Tage des Empfanges der Entscheidung des Direktors,

Im Falle gege» die Entscheidung des Direktors die Beschwerde <8 34) au das Knra
wrium, beziehungSlucise au den Provinzialansschns; eingelegt »norden ist, rnht der Lauf der Frist
>>' Absatz 2 vuui Tage der Nnreichnng der Besch,verde bis zur Zustellung der Entscheidung des
Knratorinms beziehnngstveise des ProvinzialauSschnsseS dnrch den Direktor,

Abschnitt IX

Freiwillige Leistungen der Proviuziul Heuer-Velsicherungsnnslult
zu gemeinnlihigen Zwecken.

ilnterstiitzungskasse für i,u Feuerlöschdieust Beschädigte oder Vernn gl,,ckte.

8 3«.

Die bei der Proviuzial-Fenerversicherniigsanstnlt bestellende llnterstütznngskasse für ii»
^"'erluschdieuste Beschädigte oder Vernnglückte n»rd »ach Maßgabe des Statuts dieser Kasse
"um 10, resp. 25, Inunar 1893 verwaltet.

Abänderungen dieses Statuts bedürfen der Genehmignug des Prouiuzinlausschusses.
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Förderung des Fenerlöschtuesens und Unterstützung sonstiger genieinnützigcr
Nnternehmnngcn.

i? 37.
Der Direktor ist ermächtigt

a) init Znstinimnng des ,^l>ratorinms ,',nr Förderung des Feuerlöschwesens Beihilfen
zn beiuilligen,

d) für »virksnme Hilfeleistung bei Bränden und für sonstige außerordentliche Neniühnngen
in> Interesse der Anstalt Belohnungen zu gewähren, sowie

c> Vergütungen für die durch die ^öschhilfe an nicht versicherten (Gegenständen
herbeigeführten Schäden zu leisten, ivenn der Aufteilt dadurch Nutze» erwachsen ist,

Der Provmzicillaiidtag wird zu diese» ^'vecteu Mittel iw Etat .zur Verfüguug stelle»,

Abschnitt X,
Schluß- und Klellergllngs Zestimmnilllen,

Für die Berechnung der in diesemReglement vorgesehenen Friste» gelten die entsprechenden
Borschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 85 186 flgde,

Abänderungen des vorstehenden Reglements können nur dnrch Beschluß des Pruviuzinl-
lmtdtagcs erfolge». Soweit sich die Aenderungen auf die Organisation nnd die Bcrwnltnngs-
grnndsätze beziehen, bcdürfeu dieselbe» der Oenchinignng des Ministers des Innern l§ 120 der
Provinzialordnnng).

Die Abäuderungen sind durch die Amtsblätter der Provmz öffentlich bekannt zn machen
und treten 14 Tage nach geschehener Bekanntinachnng in ,^mft, sofern nicht ein anderer Zeitpunkt
ausdrücklich beschlossen nnd genehmigt worden ist.

Das vorliegende Reglement tritt mit dem 1, Januar 1904 an die Stelle des Reglements
vom 25>. April 1889. Alle bisherigen bei der Anstalt schon bestehenden Bersichernngen bleiben
in voller Wirksamkeit nnter denjenigen Bedingungen, welche aus den Bestimmnngen des gegen¬
wärtigen Reglements nnd der in (^emäßheit des i> 91 erlassenen allgemeinen Bedingnngen sich
ergeben. Die Versicherten haben jedoch das Recht, znm l. Iannar 1904 misznscheiden, sofern
sie binnen l Wochen nach dem Tage der Bekanntinachnng dieses Reglements ihre Bersichernng
in der nach dem bisherigen Reglement vorgeschriebenen Form abmelden.

Das vorstehende, ans Grnnd des Beschlusses des 43. Rheinischen Provinziallandtagcs
,,, der Sitznng vom 18 Febrnnr 1903 aufgestellte Reglemcut der Provinzial-Fener-Bersichernng^-
anstatt der Rheinprovin,', n>ird gemäß ^ 1^0 der Provinzial-Ordnnng vom 1. Inni 1887 hierdurch
genehmigt,

Berlin, den ^7. '.'ioveinbcr 1903.

Der Finanzminister. <l.. .8.) Der Minister des Innern.
In Vertretung! Im Auftrage:

gez.: Dombois. Genehmigung, gez.: v, .Klitzing.
F. M. 1. 18777.

M. d^ I. Id. 2123.
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8. Allgemeine Derstcherungs-Bedingungen.

VersichcrnnssSantrass. Anzeisse der (^efahrnmslände.

Der Autragstcller ist verpflichtet, alle Umstände, welche für die Uebernahme der Feuers
Mahr erheblich sind, vvllstäudig und riehtiss anziisseben, insbesondere die im Antragsformular nnd
tzmstwie ssestellten Fragen ge>visscnl>aft ^n beantworten. Der Antragsteller hat den Antrag zn
»nterschreiben l,nd bleibt bei Anträssen auf Abschluß, Verlänsserunss oder Aenderung des Vcrsichernngs
Vertrages zwei Wochen, uum Tasse des Ongangs des Antmsses beim Direktor ab sserechnet,ssebnnden.

Ist eine der vorbczeichueten Aussabeu unterlassen oder unrichtiss ssemacht, so hat die
Anstalt keine Verpflichtnnss zum Schadenersatz; ssleichwobl zahlt sie ^/, der »Hntschädissnngssnmme,
wen» der Versichertc nachweist, das; die Nichtangabe oder nnrichtisse Angabe ohne Verschulden
seinerseits sowie des Antragstellers crfolsstc.

Außerdem ist die Anstalt berechtisst, innerhalb eines Monats, nachdem sie von dem
^efahrnmstande Kenntnis erlansst hat, die Versicherung aufzuheben. Die Aufhebunss crfolsst
durch eingeschriebenen Brief mit Frist von 1 Monat.

8 2.

Beginn, Dauer nnd Ende der Versicherung.

Die Versichernng bessinnt unt (5'inlösnnssdes Versicherunsssscheincs ^Polize) ssessen Zahlnuss
der Beiträsse und Nebenkosten, wenn nicht ein späterer Zeitpunkt in der Urkunde selbst bestimmt,
"der ein früherer Zeitpunkt von dem Direktvr oder dessen Vcvollmächtissten (5 «> Abs. 4 uud ^ 7
des Ncsslemcnts) schriftlich znsscsagt ist. Für solche Gebäude, hinsichtlich deren nach den §5 1«
bis 18 ves Ncsslements Annahmepflicht besteht, bcssinut die Versichernnss niil der Mittasssstunde
desjenigen Tasses, an ivelcheni der Versicherungsantrass bei dem Viirgermcister oder dein mit der
Führung der örtlichen Geschäfte bemiftrassten Vrainten der Anstalt einsscreicht n'vrdeu ist. Fi,r
^ebänoc-Vcrsichermisscn ssclten außerdem die Bcstimmunge,, des Nesslements in t; 16 Abs. 3,
5 N Abs. 3, t; 18/

Die Verpflicht,,nss der Vcrsichernngs Anstalt resselt fich ledisslich nach dein Inhalt des
""'sichmmM^ei,,^. Durch die Annahuie des letzteren erklärt sich der Versicherte mit dessen
anhält einverstanden, es sei denn, daß er innerhalb eines Monats vuin Tasse der Annahme an
'christlich bei dem Direktor Widerspruch erhebt. Wird iufolsse eines Widerspruchs die Versicherung
uulssängiss ssemacht, so ist der Beitrag mil Nebentosten für die inzwischen absselaufene Zeit,
mindestens aber für einen Monat, zahlbar.

Die Versichernnss wird enlweder auf fortlaufende Periode oder auf feste Zeit abschlössen.

Für die laufenden Versicherungen sselten in der Nessel 3. 5> oder Wsährige Perioden,
d'^ mit dem I. Januar mittags 12 Uhr Hessinnen nnd endissen: bei den im Laufe des Jahres
beginnenden Versicherunssen wird die Versichernussspcriode vom nächsten 1. Januar ab ssercehnel.
^> Ablauf der Versichernngsperiode beginnt eine neue, ssleich lange Vcrsicheruugsperiode, sofern
'Ucht i„ der Zeit vom l. Juni bis 30. September des letzten Jahres die Versicherung von einer
S"te dnrch eingeschriebenen Brief gekündigt wird. 5 9? des Neglements ist hierbei zu beachte».
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Kündigt der Versicherte, so »ms; die Küudiguug iuuerhalb der bezeichnete» Frist dem Direktor
zugegangen sein: bei l^ebäudeversicherungen muß außerdem die Unterschrift des Versicherten vo»
deni Geschäftsführer oder vo» eine»! zur Führung eines Dienstsiegels berechtigten öffentliche»
Beamte» beglaubigt sein

Bei den auf feste Zeit geschlossenen Versichernngeu regelt sich der Ablauf nach den
besonderen Vereinbarungen,

Gefahrcrhöhung »nd sonstige Veränderungen nach dem Abschlüsse des
Versich er u n gso ertrag es,

Nimmt der Versicherte »ach dem Abschluß des Versicherungsvertrages, ohne Zu«
stimmuug des Direktors der Anstalt Haudlmige» our, durch welche die Fcuersgcfahr erhöht wird,
oder gestattet er solche, so ist die Austalt zur Vrauoeutschädiguug nicht verpflichtet: gleichwohl zahlt
fie '>/< der (iutschädigu»gssumme, iveu» der Versicherte nachweist, daß die (Erhöhung der Feuers¬
gefahr »icht auf eiuei» Verschulde» seinerseits beruht.

Tritt die Gefahrerhöhnng >,«abhängig oou dem Willen des Versicherten ein, so ist
derselbe verpflichtet, von der Gefahrerhöhnng unverzüglich nach deren Kcuutuisnahme dem
Direktor der Anstalt schriftlich Anzeige zu erstatte,,, Wird diese Anzeige nicht unverzüglich
erstattet, so ist die Anstalt zur Vrandentschndignng nicht verpflichtet, falls der Vrand fpäter
als eine» Mouat nach dein Zeitpunkt eintritt, in melchem die Anzeige zn erfolgen hatte. Gleich
wohl zahlt die Anstalt ^ der ^ntschädiguugssumme, wenn der Versicherte nachweist, das; die
Anzeige ohne sein Verschnlden unterbliebe» ist,

A»s;erdem ist i» alle» Fälleu der Gefahrerlwhuug die Aiiftalt berechtigt, die Versicherung
d»rch eingeschriebenen Vrief mit Frist vvn eine,» Muuat aufzubeben. Das Aufhebungsrecht
erlischt, >ve»» es nicht innerhalb eines Monats von den, Zeitpunkte au ausgeübt wird, i» welchem
der Direktor vo» der Gefabrerhöhnng Kenntnis erlangt hat, oder wenn der frühere Zustauv
wieder hergestellt ist, Für die Gebäudeversicherung gilt außerdem ^ >8 des Reglements,

In alle» Fälle» der Gefahrerhöhuug tritt die volle (iutfchädiguugspflicht der Austalt
ivieder i» Kraft, we»» entlveder die Frist für das Aufhebungsrecht der Anstalt (l? 3 Abs. 3>
abgelaufen, ohne das; vorher die Versicherung aufgehobeu ist, oder weun der frühere Zustand
wieder hergestellt ist.

Werden versicherte vewegliche Gegeuftäude ohne Genehmigung des Direktors ganz oder
teilweise noch anderweitig oersichert oder wechseln sie, abgesehen von Erbschaftsfälleu, den Ogew
tümer oder tvcrde» sie aus den Räumen, in welchen sie versichert sind, verbracht, so ruht bis zur
schriftliche» Genehmiguug dieser Aenderungen seitens des Direktors oder bis zur Wiederherstellung
des früheren Zustandes die lHutfchädiguugspsticht der Anstalt, im Falle des Eigeutumswechsels
„nd der Verbringung ans den Versichernugsränmeu jedoch nur hinsichtlich der davon betroffene»
versicherten Gegenstände,

Die versicherten Gegenstände des häusliche» Mobilars gelte» bis zu», Höchstbetragc
von !<»»/„ d^ gesamte» Versicherungssumme des häuslichen Mobilars bei vorübergehender
Unterbringung außerhalb der Versicherungsränme in»erl,alb der Gre»ze» Europas oh»e Zuschlag
als versichert.
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Die in ^ 19 Satz 2 des Neglemeuts erwähnte schriftliche Mitteili,ng ist l,!Nvirtsaui,
wenn die Unterschrift des nenen Eigentümers nicht durch einen zur Führung eines Diei,stsiegelS
berechtigten Beamten öffentlich beglaubigt ift,

§ 4.

Beiträge,

Der Beitrag ist zu Beginn eines jeden Wahres innerhalb der im Anfforderuugszettel
"ngegcbeuen Frist von mindestens i Monat an dem dort angegebenen Orte im voraus zahlbar,
beginnt die Bersicheruug im Laufe des Jahres, so ist der Beitrag für die Zeit bis zum
1- Iauuar des folgenden Jahres bei Einlösung des Versichernngsscheiues zahlbar.

Hat der Versicherte die Beiträge nicht rechtzeitig und trotz Mahnnng mit Frist von
^ Wochen nicht entrichtet, so ist der Direktor befugt, die Versicherung mit weiterer Frist uon
^ ^.agen anfznheben, Mahnung uud Aufhebung erfolge» durch eingeschriebenen Brief.

Bei Aufhebnng der Bersicheruug durch die Anstalt, bei Erlöschen derselben dnrch Berzug
ucs Persicherten außerhalb der Rheiuproviuz, bei Bermiuderuug der BersichernngSsunnne nnd in
ähnlichen Fällen wird der vorausbezahlte Beitrag nach Verhältnis der Zeit, unter Wegfall der
M'eijahre und des Diskonts, zurückerstattet, mit Ausnahme des ans eine etwa gezahlte Entschädigung
mtfallenden Teils des laufenden Jahresbeitrags.

5 5.

Brandfall.

Von einem Brande ha! der Versicherte bei Gebäuden den, Bürgermeister bezw. dein
nach i; s! Ms, ^ des Reglements zuständigen Geschäftsführer, bei beweglichen Gegenständen dem
Geschäftsführer, längstens binnen ^4 Stunden nach Dämpfung des Feuers Anzeige zu erstatten,
>^t die Anzeige nicht binnen 3 Tagen erfolgt, so ist die Anstalt zu eiuer Entschädigung nicht verbunden.

Der Versicherte ist ferner verpflichtet, die versicherten Gegenstände tunlichst zu retten
und während des Brandes, sowie nachher für deren Sicherung und Erhaltung zu sorgen, wobei
^ die Weisungen des Direktors, seines Beauftragten oder örtlichen Vertreters zu befolgen hat.
bewegliche Gegenstände - mit Ausnahme des Viehes, dessen frühere Rettung freisteht ^ - dürfen
klst bei unmittelbarer Gefahr, und. sofern die Polizeibehörde oder der Geschäftsführer anwesend
''t, nicht ohne deren Genehmignng, ausgeräumt werden.

Verletzt der Versicherte eine dieser Verpflichtungen, fo haftet die Anstalt nicht für den
arnus entstandenen Schaden, es sei denn, das; der Versicherte den Mangel eines Verschuldens

nnchweist; bei böswilliger Verletzung wird die Anstalt von jeder Leistung aus Anlaß des Brandes
sl". Dasselbe gilt, wenn der Versicherte eine der Vorsichtsbedingnngen des Versicheruugs-
"Mrages nicht erfüllt,

Ersatz für abhanden gekommene Gegenstände wird mir dann geleistet, wenn der Versicherte
^ Ortspolizeibehörde unter Einreichung eines Verzeichnisses jener Gegenstände binnen drei
^agm nach dein Brande Anzeige uon dem Abhandenkommen gemacht hat.

Bei Schäden an beweglichen Gegenständen hat der Versicherte binnen einer ihm zn
senden Frist von mindestens 1 l Tagen ein spezielles Verzeichnis aller zur Zeit des Bmudes
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vorhanden geluesenen, der von diesen verbrannten oder abhanden gekommenen und aller beschädigt
oder inibeschädigt geretteten Gegenstände mit Angabe ihres Wertes aufzustellen und dem Geschäfts-
fuhrer einzureichen, Gegenstände oder Ansprüche, welche innerhalb dieser Frist nicht angemeldet
sind, werden nicht vergütet,

Bei jedem Brande ucrsicherter Gegenstände ermäßigt sich die Versichemngssnmme nm den
Betrag der zu leistenden Entschädignng, sofern letztere nicht ganz nnbcdenleud ist, Die Er
mäsngnng wird dem Versicherte» mitgeteilt.

Nach jedem versicherten Schaden ist der Versicherte sowie die Anstalt, — letztere auch
nach einem ohne Schaden an den versicherte» Gegenständen verlaufenen Brande ans dem
Versicherungsgrundstüct — vorbehaltlich der Vestimmuugeu in den §8 16—18 des Reglements --
berechtigt, jede zwischen den Parteien bestehende Versichernng aufzuheben. Die Aufhebung muß
>,u Protokoll oder durch eingeschriebenen Brief mit Frist von mindestens zwei Wochen erfolgen
nnd spätestens bei Auszahlung der (Entschädignng oder, wenn der Brand keine Entschädignng
zur Folge hatte, vou dem Versicherten binnen Monatsfrist, nachdem dies festgestellt ist, von der
Anstalt innerlmlb eines Monats mich Keuntuis des Brandes erklärt werden,

Die in diesem H angegebenen Fristen beginnen im Falle erwiesener Nnmöglichteil, sie inne
zu halten, sobald letztere aufhört,

Ermittelung des Schadens und Zahlung der Vrandcntschcidiguug.

Die Ermittelung des Schadens erfolgt gemäsi 5 3 Abs. 9 lind 10 lind 822 f, des Reglements.

Der Versicherte ist verpflichtet, dem Direktor oder dessen Beauftragten jede zur Er¬
mittelung des Schadens verlangte Auskunft zu erteile» nnd zn diesem Zwecke Belüge und
sonstige Beweise, iusbesoudere seine Bücher nud Schriftstücke .'e. vorzulegen. Weigert er sich dessen
trotz Aufforderung, oder macht er wifsentlich falsche Angaben, insbesondere auch bei Aufstellung
des im 8 5 erwähnten Verzeichnisses, so ist die Anstalt von jeder Leistung aus Aulas; des
Brandes frei.

Die Anstalt ist berechtigt, die geretteten Gegenstände znm abgeschätzten Werte zn übernehmen.
Die zn zahlende Vrandentschädigung wird innerhalb eines Monats, nachdem sie durch

den Direktor festgestellt worden ist, vorbehaltlich der Bestimmungen der 88 25,-33 des
Reglements nnd der etwa entgegenstehenden gesetzlichen oder polizeilichen Bestimmungen, au den
Versicherten bar bezahlt.

Wen» durch Arrest, Pfändung, Legitimationsmängel oder aus sonstigen rechtlichen Gründen
die Auszahlung der Entschädignng verhindert wird, so ist die Versicherungsanstalt vor Anst
Hebung des Hindernisses weder zur Hinterlegung noch zur Zahlung verpflichtet, auch nicht zu>
Vertretung der Folgen des Zahlungsaufschubs oder zu irgend einer Zinsvergütung verbunden.

Festgestellt in der Sitzung des Kuratoriums der Provinzial-Feuer-Versicherungsanstalt
der Rheinprovinz vom 30, November 1903,
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Anlage L.

Preußische Gesetzsammlung

Nr. 29.

l^r. ^06<)>. Gesetz, lvtreffeuo öie öffentlichen^cnernersicherungsanstalten. vom 25, Juli ^n

^>^ir Wtll^elnr, von Gottes Gnadezi König von Preußen :c.,
verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Monarchie,
was folgt:

Abschnitt I.

Allgemeine Vorschriften.

Dir Errichtung einer öffentliche» Fenervcrsichernngsanstaltbedarf der Königliche!! Genehmigung.
Sie füll nur im Interesse des gemeinenNutzeus und nicht zn Orwerbszweckeuerfulge»,

8 2.

Die öffentlichenFeueruersichcrungsanstaltcnsind nach Maßgabe dieses Gesetzes verpflichtet:
1. den in ihrem Gebiete belegencn Gebäuden Versicherung gegen Fenersgefcihr zn gewähren,'
2. zur Sicherung des Gruudtredits die Gebäudeversicherungauch im Falle des Vesitz-

wechfclsund nicht pünktlicherZahlung der Versicherungsbeiträgefortzusetzen;
3. die Versicherung nur zum Zwecke der Schadenvergütung zu betreiben;
4. die Feuersichcrheit iu ihrem Gebiete zu fördern.

WeitergehendeVerpflichtungender bestehenden öffentlichen Feuerversicheruugsaustnlteuwerden
durch dies Gesetz nicht berührt.

8 3.

Die öffentlichenFeuerversicherungsaustciltensind Körperschaftendes öffentlichenRechtes.
G°lehsll,nmlmic, 1910. <Nl. 11069—110?«.,

Ausgegeben zu Berlin den 19. August 1910
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Soweit ihr Geschäftsbetrieb die Versicherung unbeweglicher Sachen gegen Feuer betrifft,
genießen sie folgende Rechte-

1, sie sind von der Entrichtung der Stempelsteuer und der Zahlung uon Gerichts-
gebühren befreit;

2, die Versicherungsbeiträge haben, insbesondere hinsichtlich der Einziehung und Zwangs-
beitrcibnng, die Rechte öffentlicher Abgaben, stehen in der Zwangsversteigerung nnd
Zwangsucrwaltung den gemeinen Lasten gleich nud haben im Konkurse die ihnen
gesetzlichzustehenden Vorrechte; das Gleiche hinsichtlich der Einziehung nnd Zwangs
beitrcibnng gilt für die seitens der Versichernngsnehmer zu zahlende» Aufnahme-
tosten sowie für die uon den Anstaltsleitern innerhalb der Grenzen ihrer Amts-
bcfngnisse <§ (> Nr. 3) festgesetzten Ordnungsstrafen;

3, die Anstaltsleitung ist befugt, gegen Erstattung der entstehenden bare» Auslagen in
deu Geschäften der Anstalt die Nntcrstütznng der öffentlichen Behörden in Anspruch
zn nehmen nnd uon ihueu Auskunft über Angelegenheiten ihres Geschäftskreises zn
erfordern, soweit anderweite gesetzlicheVorschriften oder dienstliche Interessen nicht
entgegenstehen. Diese Befugnis darf nicht zum Zwecke des Eindringens in die Ver¬
hältnisse uon PriuntuersichcrungSgescllschaften benutzt werden.

Weitergehende Berechtig»,,gen der bestehende» öffenllichen Feuerversichernngsanstaltcn werde»
durch dies Gesetz nicht berührt.

Die Leiter und sonstigen Beamten der öffentlichen Feuerversicherungsanstaltc» habe» die
Rechte »nd Pflichte» mittelbarer Staatsbeamten,

Die Wahl des Anstaltsleiters bedarf der Königlichen Bestätigung; sofern »ach der Ver¬
fassung der Anstalt die Leitnng von Prouinzial-, Kommunal- oder Landschaftsbeamten geführt
wird, bewendet es bei den bestehenden und Landfchafts-
ordmiugcn, falls die Satzung der Anstalt nicht etwas anderes bestimmt.

Die Anstellung der mittleren nnd Untcrbeamten erfolgt durch Anshändignng einer
AnstelluugSurkuudc,

Die Eutscheiduug Uu» Streitigkeiten über ucrmögcnsrechtliche Ansprüche der Beamten, ein¬
schließlich der Ansprüche der Anstaltsleiter nnd der Mitglieder der Leitung, aus ihrem Dienst¬
verhältnis nnterliegt deu Vorschriften des >; 7 des Gesetzes, betreffend Anstellung nnd Versorgung
der Kommnnalbemnten, vom 30, Juli 18W (Gesetzsamml, S, 141).

§ «.

Bezüglich der Dienstvergehen der Leiter uud sonstige,! Beamten der Anstalt kommen, soweit
diese nicht als Kommunal-, Pruuiuzial- oder Landschaftsbcamte den für fulchc Beamten geltende»
Disziplinaruurschriften unterstehen, die Bestimmungen des Gesetzes vom 21. Juli 1852 (Gesetz¬
sammlung S. 465) mit folgender Maßgabe zur Anwendung:

>. Gcgcn den Leiter der Anstalt ist die Festsetzung von Ordnnngsstrafen nur in dem
auf Enlfer, nng ans dein Amte gerichteten Verfahren zulässig
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2. Gegen die übrigen Mitglieder der Anstaltsleitung und gegen die dem Anstaltsleiter
beigegebenenoberen Beamten wird das den Prouinzinlbehörden zustehende Ordnungs¬
strafrecht von dem Oberpräsidenten ausgeübt. Gegen die Strafverfügung des Ober¬
präsidenten findet innerhalb zwei Wochen die Beschwerde bei dem Minister des Innern
uder die Klage bei dem Obcrvcrwaltuugsgerichtestatt.

3. Gegen die übrigen Beamten der Anstalt übt der Anstaltsleiter das Ordnungsstrafrecht
innerhalb der den Pruuiuzialbebörden zustehenden Befugnisse. Gegen seine Straf-
vcrfügung findet binnen zwei Wochen die Beschwerde an den Oberpräsidenten und
gegen den auf die Beschwerde ergehendenBescheiddes Oberpräsidenten binnen zwei
Wochen die Klage bei deni Oberverwaltnngsgerichtestatt.

4. In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahre,, tritt au die Stelle des
Regierungspräsidenten der Anstaltsleiter, und sofern das Verfahren gegen diesen selbst
uder gegen einen der in Ziffer 2 vorstehend gedachten Beamten gerichtetist, der
Oberpräsidcnt, an die Stelle der Bezirksrcgicruug beziehungsweisedes Disziplinarhofs
der Bezirksausschuß,und an die Stelle des Staatsministeriums das Oberverwaltungs-
gericht. Der Vertreter der Staatsanwaltschaft bei dem Bezirksausschüssewird vom
Oberpräsidcuteu, beim Oberuerwaltuugsgerichte vom Minister ,des Innern ernannt.
Das Verfahren kann mit Rücksichtauf den Ausfall der Voruntersuchung durch Be¬
schluß des Bezirksausschusseseiugcstelltwerden. In dem Verfahren ist erforderlichen¬
falls auch über die Dienstnnfähigkcitder Beamten zu entscheiden.

Sofern die Staatsaufsicht über eine öffentlicheFeucrversicherungsanstaltvom Negiernngs-
pläsidenten ausgeübt wird l8 30 Abs. 1 Satz 2 dieses Gesetzes),tritt dieser iu allen vorstehenden
Fülle,, au die Stelle des Oberpräsideuten.

Auf Personen, welche ein Amt bei einer öffentlichen Feuerversicherungsanstalt nur als
Nebenamt uder Ncbeutätigtcit ausüben oder bei der Anstalt ein Amt versehen,daß seiner Art
uder seinem Umfange nach nur als eine Ncbentätigkeit anzusehen ist, finden die §§ 4 bis 6 dieses
Gesetzes keine Anwendung.

Jede öffentlicheFeuerversicherungsanstalt hat ein bestimmtes Gebiet zn umfassen und darf
außerhalb desselben Versicherungenin, Gebiet einer anderen den Vorschriften dieses Gesetzes unter-
liegendenAnstalt nur mit deren Zustimmuug übernehmen.

Das Gebiet einer von einem Kummunalverbande verwaltetenAnstalt, welches sich ganz oder
'" der Hauptsache mit dem Kommuualbezirkedeckt, ist bei einer Veränderung des Kommunalbezirks
u, der Regel entsprechend anderweit abzugreuzcu. Durch die anderweitc Abgrenzung darf ein
b« beteiligten Anstalt zustehendesZwaugsrecht (Versichcrungszwaug)auf die ihrem Gebiete hinzu¬
tretenden Gebietsteile nicht ausgedehnt, auch iu bestehende Versichcrnngsverhältnissenicht eiugegriffeu
werden. Soll die auderweite Abgreuzuug mit der Wirkung erfolgen, daß Gebietsteile aus dem
Gebiet einer öffentlichen Anstalt, der sie bisher zugehören, ausscheiden,so ist sie durch die höhere
Aufsichtsbehördefestzusetzen. Dieser Festsetzungmuß, wenn sie einen erheblichenEingriff in den
Geschäftsbetrieb einer öffentlichenAnstalt enthält, eine Auseinandersetzungder beteiligtenAnstalten
^hergehe,,; im Streitfälle beschließt über die Auseinandersetzungder Provinzialrat.
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Die Vorschrift des Abs, 2 findet mich in den Fällen Anwendung, in denen bei Erlaß dieses
Gesetzes eine städtische Anstalt in der Ausübung satznngsmäßigerRechte auf einen Teil des Stadt¬
bezirkes beschränkt ist.

Sofern das Gebiet einer der im Abs. 2 bezeichneten Anstalten nach den bestehendenGc-
meindeverfassnngsgcsetzen oder nach ihrer Satzung den Veränderungen des Kommunalbczirkesohne
weiteres folgt, behalt es hierbei sein Bewenden.

Innerhalb ihres Gebiets ist sedc öffentliche FcuerUcrsichcrungsanstaltverpflichtet, jedes Ge¬
bäude gegen Brandschaden zu versichern,sofern nicht einer der im 8 10 vorgesehenen Ablehnungs¬
gründe vorliegt.

5 10.

Eine öffentlicheFenervcrsichernnasanstalt kann die Versicherung eines Gebäudes ablehnen.'
1. wenn das Gebäude einer außergewöhnlichenFenersgefahr ausgesetzt ist;
2. wenn die Versicherung die Leistungsfähigkeitder Anstalt übersteigt;
3. wenn der Wert des Gebäudes einhundert Marl nicht übersteigt oder das Gebäude

zum Abbrüche bestimmt oder im Verfall ist oder seinen Gebranchswert für den Eigc»^
tümer ganz oder zum wesentlichenTeil verloren hat;

4. wenn das Gebäude auf fremdem Grund uud Boden steht, ausgenommen den Fall des
Erbbaurcchts;

5. wenn das Gebände den ungünstigerenTeil eines im übrigen anderweit oder überhaupt
nicht versichertenGebändebesitzesinnerhalb des Gebiets der Anstalt darstellt:

6. während der Daner eines Kriegszustandes.
Auf das Zubehör eines Gebäudes erstreckt sich die Versicheruugspftichtder Anstalt nicht;

das Gleiche gilt von Maschinen und Werleinrichtungcn, welche einem Gebäude derart eiugefügt
sind, daß sie Bestandteil des Gebäudes geworden sind.

Dnrch die Satzung kann die Versicherungspflichtder Anstalt erweitert und das Ablehnungs¬
recht beschränkt weiden.

5 11,

Gegen die Ablehnung einer Gebäudeuersicherungdurch den Anstaltsleiter findet binnen zwe>
Wochen die Beschwerde an die staatliche Aufsichtsbehörde(t> 3tt Abs. 1) statt, welche endgültig
entscheidet. Die Satzung kann vorschreiben,daß gegen die ablehnende Verfügung des Anstalts¬
leiters zunächst die Entscheidung eines anderen Anstnltsurgans, insbesonderedes Verwaltnngsrats
(§ 16), anzurufen ist.

Die Enlschcidnng der staatlichen Aufsichtsbehördeist ans die Frage beschränkt, ob einer der
Gründe vorliegt, welche die Anstalt zur Ablehnung der Versicherungi§ >N) berechtigen.

t; 12.

Die Versicherung uubewcglicherSache» durch eine öffentliche Feuerversicheruiigsanstaltdarf
nur auf Grund einer von der Anstalt zu bewirtenden Schätzung stattfinden.
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Die Festsetzungdes Schätzungswerts erfolgt durch den Anstaltsleiter oder durch das sonst
»ach der Satzung dazu berufene Anstaltsurgan. Über den festgesetztenSchätzungswert hinaus
darf vou der Anstalt keine Versicherung übernommen werden.

s 13.

Öffentliche Feuerversicherungsanstaltenkönnen mit Zustimmung ihrer Vertretungen durch
Königliche Verordnung miteinander vereinigt werde». Mit der Vereinigung gehen alle Rechte
und Pflichten derjenigenAnstalt, welche durch die Vereinigung aufgehobenwird, auf die erweiterte
Anstalt oder auf die durch die Vereinigung entstandene neue Anstalt über.

Ohne Zustimmung der Anstaltsucrtretungen darf die Vereinigung stattfinden, wen» Tatjache»
Erliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß die Anstalt, welche mit einer anderen vereinigt
werden soll, die nach Maßgabe dieses Gesetzes ihr obliegende»Pflichten dauernd zu erfülle»,
nicht imstande sein wird; vor der Vereinigung ist der Prouinzialrat zu hören. Satz 2 des Abs. t
findet in diesem Falle sinngemäßeAnwendung, soweit in der KöniglichenVerordnung nicht etwas
anderes bestimmt ist.

s 14.

Öffentliche Feueruersicheruugsanstaltcu können Verbände zur gemeinjamenErfüllung ihrer
Aufgaben bilden. Die Satzung solcherVerbände bedarf der Königlichen Genehmigung. Diesen
verbänden können durch Königliche Verordnung die Rechte öffentlicherKörperschaftenbeigelegt
Werden; alsdann finden auf sie die §§ 3 bis 7 dieses Gesetzes sinngemäße Anwendung, soweit
die Satzung nicht etwas anderes bestimmt. Die staatliche Aufsicht über einen solchenVerband
lieht, sofern sie nicht durch die Satzung deni Minister des Innern vorbehalten wird, dem Ober-
Präsidentender Provinz zu, iu welcherder Verband seinen Sitz hat.

Zum Zwecke der kurporativen Organisation des üffeutlichenFeucrversicherungswescnsund
zur Beschaffung einer über die Versicherungspflicht der einzelnen Anstalt hinausgehenden Ver¬
sicherungsgelegenheitkönnen die öffentlichenFeuerversicherungsanstalten auf Antrag durch den
Minister des Innern zn einem Verbände vereinigt werden, welcher besonders große und gcfähr-
l'che Versicherungenselbst übernehmen kann. Der Antrag muß von mindestens einem Drittel der
Anstalten gestellt sein und die Antragenden müssen mindestensein Drittel der gesamtenVersiche¬
rungssumme unbeweglicherSachen aller öffentlichenpreußischen Feuerversicherungsanstaltenver¬
treten. Anstalten, bei welchen die Versicherungsnehmerdurch Gesetz oder Satzung zum Abschlüsse
^r Versicherung verpflichtet sind, können ohne ihre Zustimmung einem solchen Verbände nicht
angeschlossen werden.

Über die Satzung dieses Verbandes beschließen die Vertreter der beteiligten öffentlichen An¬
stalten. Bei der Beschlußfassunghat jede Anstalt mindestenseine Stimme und, sofern ihr Bestand
"" Versicherungen unbeweglicher Sachen 100 Millionen Mark übersteigt, für jede weiteren
^ Millionen Mark Versichcrnngsbcstandeine Zusatzstimmc. Die Beratung und Abstimmung
erfolgt nach einer vom Minister des Innern zu erlassenden vorläufigen Geschäftsordnung, Zur
Annahme der Satzung ist die Zustimmung von drei Vierteln aller den beteiligten Anstalten
zustehenden Stimmen erforderlich. Die Satzung bedarf der KöniglichenGenehmigung; mit der
Genehmigung erlangt der Verband die Rechte einer öffentlichenKörperschaft. Die §z 3 bis 7
dieses Gesetzes finden auf den Verband sinngemäßeAnwendung, soweit die Satzung nicht etwas
""deres bestimmt. Der Verband steht nntcr der Aufsichtdes Ministers des Innern.
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Abschnitt II,

Verfassung und Geschäftsbetrieb.

s Ib.

Die Verfassung einer öffentlichen Feuerversichernngsanstaltwird durch die Satzung bestimmt.
Die Satzung soll insbesondere Bestimmung treffe» über

1. den Namen, den Sitz, den Zweck und das Gebiet der Anstalt,
2. die Zusammensetzung,Wahl und Befugnisse der Organe der Anstalt,
3. die Haftung für die Verbindlichkeitender Anstalt, insbesondere über eine etwaige

Nachschußpflichtder Versicherungsnehmer,
4. die Deckungder Ausgaben, die Ausschreibung und Einziehung der Beiträge und der

etwaigen Nachschliffe,
5. die Bildung einer Rücklage znr Deckung außergewöhnlicherGeschäftsverluste(Sicher¬

heitsfonds) uud über den Mindcstbctrag. bis zu dessen Erreichung die gurücklcgung
zu erfolgen hat,

6. die Anlegung des Vermögens der Anstalt und über die Verwendung der Überschüsse,
?. die Abschätzung der zu versicherndenGegenstände bei Abschlußder Versicherung,
8. das Verfahren bei Regelung der Brandschaden,
9. den Schutz der Realberechtigtcndes uuu der Versicherung betroffenen Grundstücks,

10. das Verfahren bei Streitigkeiten zwischen dem Versicherungsnehmernnd der Anstalt
uud die dem VersicherungsnehmerzustehendenRechtsmittel,

11. die Organe, welche zur Beschlußfassungüber die Abändernng der Satzung, über die
Auflösung der Anstalt und über die Verwendung ihres Vermögens im Falle der
Auflösung berufen sind,

12. die Form, in der Bekanntnmchuugeuder Anstalt zu erfolgen haben.
Die Satzung sowie jede Änderung der Satzung bedarf der Genehmigung des Münsters

des Innern.

H 1«.

Die Satzung hat die Bildung eines Verwaltuugsrats Uurznsehcn, dessen Mitglieder, »n<
Ausnahme des Vorsitzenden und seines Stelluertreters, ausschließlich aus deu Vcrsichernugs-
uchmcru der Anstalt entnommen werden müssen, und Vorsorge zu treffen, daß bei seiner Zu-
sammcusetzuug eine einseitigeInteressenvertretung vermieden wird.

Werden die Mitglieder einer öffentlichen Kreditanstalt verpflichtet, bei der öffentliche»
Feuerversichernngsanstalt ihre Gebäude zu versichern,so kann die Satznng die Entsendung eines
nicht zu den Versicherungsnehmerngehörenden Vertreters der Kreditanstalt in den Verwaltungsrat
zulassen.

Bei Anstalten, welche von einem Kommuualverbcmdcverwaltet werden, kann die Bildung
des Verwaltungsrats unter Beobachtung der Bestimmung des Abs. 1 nach den für Provinznu-
lommissionen, städtische Verwaltungsdeputatiouen uud andere Vertretnngstörper in den Gemeinde-
uerfassungsgesetzcn gegebenenVorschriften geregelt werden.
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Bei den öffentlichen Branduersichernugsanstalten in der Provinz Hessen-Nassau können,
solangesie in der Verwaltung der Bezirksuerbände Cassel und Wiesbaden sich befinden, die Ge¬
schäfte des Verwciltuugsrats von denjenigen Mitgliedern des zuständigen Landesausschusses,
welche der betreffenden Brandversicheruugsanslalt als Versicherungsnehmerangehören, wahr¬
genommen oder aus diesen Mitgliedern Kommissare zur Führung dieser Geschäfte von dem
Landesausschussebestellt werden.

8 1?.

Die Satzung hat den, Verwaltnngsrnt eine Mitwirkung in allen wichtigeren Angelegenheiten
"" Anstalt einzuräumen. Als wichtigereAngelegenheitengelten insbesondere:

1, Die Bestellung des Anstaltsleiters, sofern dieser nicht kraft eines anderen Amtes die
Leitung inne hat,

2. die Feststellung des Haushaltsplans und Überschreitungendesselben,
8. die Abnahme der Iahresrechnung,
4. die Verwendung der Überschüsse.
5. die Änderung der Satzung,
tt, die Feststellung und Änderung der allgemeinen Versichernngsbedingungen,
?. die Auflösung der Anstalt.

Die Mitwirkung des Verwaltungsrats muß, soweit sie nicht zu einer beschließenden gemacht
w>rd, mindestens eine gutachtliche sein. Bei der Festsetzungund Änderung der allgemeinenVer-
!lcheruttasbediugU!igen darf der Verwaltuugsrat auf eine gutachtlicheMitwirkung nur dann be-
lchränkt werden, wen» die Anstalt von einem Kommunalverbandeverwaltet wird.

s 1«.
In der Satzung ist vorzusehen, daß die Beitragspflicht der Versicherungsnehmerzu dem

^esamtbedarfe der Anstalt für die Gebäudeversicherungmit Rücksicht auf die Beschaffenheit, Lage,
Benutzungsowie auf andere erhebliche Umstände und die danach zu bemessendeFeuergefährlichkeit
d« versichertenGebäude geregelt wird.

8 19.

Die Satzung hat vorzuschreiben,daß das Vermögen der Anstalt mündelsicherangelegt wird
und daß das Vermögen und die Einnahmen der Anstalt nur im Interesse der Anstalt oder der

ersichertcnverwendet werden dürfen. Als derartige Verwendungen gelten auch Aufwendungen
^r Förderung der Feuersicherheit.

Die Anstalten müssen ihr Vermögen mindestens zu einem Viertel in Anleihen des Reichs
u er des Preußischen Staates anlegen und haben bis zur Erreichung dieses Besitzstandesein

nttel ihres jährlichen Vermögenszuwachsesin derartigen Werten anzulegen.

8 20.

^ Die Satzung hat Vorsorge dafür zu treffe», daß nach der Maßgabe der Leistungsfähigkeit
" 'lnstalt und des in ihrem Gebiete vorhandenen Bedürfnisses Mittel ausgeworfen weiden,
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aus welche» durch Beschlußder Austaltsorgaue Beihilfen gewährt werden zu Einrichtungen nud
Maßnahmen, welche der Erhöhung der Feucrsicherhcitdienen, insbesonderezur Vervollkommnung
des Feuerlöschwesens.

Diese Pflicht zur Förderung der Feuersicherheitbegründet keinen Anspruch an die Anstalt.
Sie ruht in Ermangelung von Überschüssen des Anstaltsbetriebs und so lange, als der Mindest
betrag des Sicherheitsfonds nicht erreicht ist.

WeitergehendeVerpflichtungenbestehenderAnstalten bleiben nnberührt.

8 21.

Die Satzung hat vorzuschreiben,daß im Falle der Gebäudeversicherungdie Entschädiguugs-
summe i» der Negel uur zur Wiederherstellung des Gebäudes zu zahlen ist, und die Ausnahmen
zu bestimmen, in welche» uou der Negel abgegangen werden kaun.

Soweit hiernach die Entschädigungssumme ans der Gebäudeversicherungnur zur Wieder¬
herstellung des Gebäudes zu zahlen ist, ist die Zulässigkeit der Übertragung der Forderung des
Versicherungsnehmersentsprechend der Vorschrift des § 98 des Neichsgesetzcs über den Versiche¬
rungsvertrag vom 80. Mai 1908 (Neichs-Gesetzbl.S. 263) zu regeln. Ebenso dürfen die Be¬
stimmungen über den Schutz der Nenlbcrechtigtcnkeine Vorschriften enthalten, welche zum Nach¬
teile der Nealberechtigteu hinter den Vorschriften der tz§ 99 bis 107 desselben Gesetzes
zurückbleiben.

8 22.

Der Anstalt darf für den Fall der Veräußerung eines bei ihr versichertenGebäudes ein
Kündigungsrecht uur vorbehalte» werden, sofern es sich um ciu Gebäude handelt, dessen Ver¬
sicherung abzulehnen die Anstalt nach § 10 Kieses Gesetzes berechtigtist. Ob diese Voraussetzung
vorliegt, ist im Streitfall in dem im § 11 geordneten Verfahren zu entscheiden. Die Vorschrift
des 8 ?1 des Neichsgesetzcs über den Versicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 lNeichs-Gesctzbl.
S. 263) darf zn Unguustcn des Versicherungsnehmers oder des Erwcrbers des versichertenGe¬
bäudes nicht abgeändert werden.

8 23.

Sofern die Satzung für Streitigkeiten über die Höhe des Brandschadens den ordentlichen
Nechtsweg ausschließt, hat sie zu ihrer Entscheidung die Anrufung eines nach den Vorschriften
des zehnten Buches der Ziuilpruzcßurdnuug zu bildcudeu Schiedsgerichts zuzulassen, dessen Ob¬
mann erforderlichenfalls von der Aufsichtsbehördeder beteiligten Austalt zu ernennen ist.

Für Streitigkeiten, welche das Bestehen des Entschädigungsanspruchs dem Grunde nach
betreffen, darf die Beschreitung des ordentlichenRechtswegs nicht ausgeschlossenwerden,

8 24.

Die Nechtsbeziehungen zwischen der Anstalt und den Versicherungsnehmernwerden, soweit
über sie nicht nach 8 15 dieses Gesetzes die Satzung zu bestimmenhat, durch die allgemeinen
Versicherungsbedingungeugeregelt.
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Dabei ist insbesondereBestimmung zu treffen
1. über die Ereignisse, bei deren Eintritt die Anstalt zn einer Leistung verpflichtet ist,

und über die Fälle, in denen aus besonderen Gründen diese Verpflichtungausgeschlossen
oder aufgehoben sein soll,

2. über die Art, den Umfang und die Fälligkeit der der Anstalt obliegenden Leistungen,
3. über die Entrichtung der uon dem Versicherungsnehmerzu leistendenBeiträge und

über die Rechtsfolgen eines Verzugs in der Entrichtung,
4. über den Beginn, die Dauer, die Aufhebung der Versicherungund, sofern die Ver¬

sicherung auf freier Vereinbarung beruht, über die stillschweigende Verlängerung und
die Kündigung sowie über die Verpflichtungender Anstalt in den Fällen der Auf¬
hebung oder Kündigung,

5. über den Verlust des Anspruchs aus der Versicherunginfolge der Versäumung von
Fristen.

Die allgemeinen Versicherungsbediugungensowie jede Änderung derselbenbedürfen der Ge¬
nehmigung des Ministers des Innern.

Abweichungenvon den allgemeinen Versicheruugsbedinguugenzu Uugunsten des Versiche¬
rungsnehmers sind uur aus besouderenGründen sonne nnter der Bedingung statthaft, daß der
Versicherungsnehmer,sofern der Abschluß der Versicherung auf freier Vereinbarung beruht, vor
dem Abschluß auf die Abweichungen ausdrücklich hingewiesen worden ist und sich mit ihnen
schriftlich einverstandenerklärt hat.

3 25.

Die allgemeine» Versichcrnngsbedingungendürfen keine Bestimmungen enthalten, welche
ö"m Nachteile des Versicherungsnehmers von den Vorschriften der §ß 5. tt, 8, 11, 12, 14, 64
Satz i, 65. 92 des Reichsgesetzesüber den Versicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 iNeichs-
Gesetzbl. S. 2tt3> abweichen!

Kann die Leistung der Anstalt nur zum Zwecke der Wiederherstellungdes versicherten Ge¬
bindes verlangt werden, so können die allgemeinenVersicherungsbediugungenvorschreiben, daß der
Anspruchaus der Versicherung erlischt, wenn der Versicherungsnehmernicht binnen 10 Jahren
Mne Fälligkeit herbeiführt; die Frist beginnt in diesem Falle mit dem Schlüsse des Jahres, in
dem der Brandschaden stattgefunden hat.

3 26.

In deu allgemeinen Vcrsichcrnngsbedingnngenist vorzusehen, daß die Versicherunguon
Gebäuden, unbeschadetdes der Anstalt zustehendenAblehnungsrechts (8 U'), spätestens mit Ab-
""f desjenigen Tages beginnt, an dem der Versicherungsantrag mit den zugehörigenUnterlagen

der zu seiner Entgegennahme bestimmtenStelle eingegangen ist.
, Auf Antrag des Versicherungsnehmerskann der Beginn der Versicherung auf einen späteren

^"tpunkt festgesetzt werden.
Das Ablehnnngsrecht der Anstalt erlischt, wenn es nicht binnen eines Monats nach dem

"" -ll>s. i bezeichnetengeitpnnkte durch Erklärung dem Versicherungsnehmer gegenüber aus-
^ubt wird.
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Die allgemeinen Versichernngsbedingnngenkönnen dem VersichernngsnehmcrgünstigereFest¬
setzungen treffen.

In den allgemeinen Vcrsicherungsbedingnngeu ist vorzusehen, daß bei Verletzungen der
Anzeigepflichtdes Vcrsichcrungsuehmersdie Anstalt, sofern die Versicherung ein Gebäude betrifft,
znr Aufhebung der Versicherung oder zum Rücktritte uum Versicherungsverträge uur befugt ist,
wenn dem Versicherungsuehmcrarglistige Täuschung zur Last fällt oder wenn die Verletzung der
Anzeigepflicht eiuen Umstand betrifft, der die Anstalt berechtigt haben würde, den Abschlußder
Versicherungabzulehnen. Ob letztere Voraussetzung vorliegt, ist im Streitfall in dem im 8 1 I
geordneten Verfahren zn entscheide».

Die Vorschriftender M 16 Abs. 3, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20 und 21 des Neichsgesetzes
über den Versicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 dürfen zn Uuguusteu des Vcrsicheruugs-
nehmers nicht abgeändert werden.

Durch die Vorschrift des Abs. 1 ist die Anstalt nicht behindert, nach Abschluß der Ver¬
sicherung sich herausstellende Überversicherungennuter entsprechender Ermäßigung des Ver¬
sicherungsbeitrages auf den wahren Versichcruugswert herabzusetzen. Das Gleiche gilt von der
Heranziehung des Versicherungsnehmers zu erhöhte» Leistungen, sofern sich nach Abschluß der
Versicherung Gcfahrennmstände herausstellen, welche der Anstalt beim Abschlüssenicht bekannt
waren, aber für die Bemessung des Versicherungsbeitrages <8 18) erheblich sind. In beiden
Fällen ist dein Versicherungsnehmer, sofern der Vertragsschluß auf freier Vereinbarung beruht,
das Recht der Kündigung des Vertrags vorzubehalten, sofern er die Versicherung unter den von
der Anstalt festgesetzten Bedingungen nicht fortsetzen will.

8 28.

In den allgemeinen Versichernngsbedingnngenist vorzusehen,daß im Falle einer Gefahr-
erhöhung nach Abschluß der Versicherung, sofern diese ein Gebäude betrifft, die Anstatt zur
Aufhebung der Versicherung oder znr Kündigung des Versicherungsvertrages nur befugt ist,
wcnu die Gcfahrerhöhnng eine derartige ist, daß sie die Anstalt berechtigt haben würde, den
Abschluß der Versicherung abzulchucu. Ob diese Voraussetzung vorliegt, ist im Streitfall m
dem im § 11 geordneten Verfahren zu entscheiden.

Die Vorschriftender 88 24 Abs. 1 Satz 2, und Abs. 2. 25 Abs. 2 und Abs. 3, 26 bis 29
des Neichsgcsetzesüber deu Versicherungsvertrag uum 30. Mai 1908 dürfen zn Ungunsten des
Versicherungsnehmers nicht abgeändertwerden.

Die Vorschriften des ß 2? Abs. 3 Satz 2 und 3 finden sinngemäße Anwendung.

8 29.

In den allgemeine» Versichernngsbedingnngen ist vorzusehen, daß die nicht rechtzeitige
Zahlung der Versicherungsbeiträge(Prämien) die Anstalt, sofern die Versicheruug ei» Gebäude
betrifft, vo» der Leistung bei Eintritt des Versicherungsfalls nur dann befreit und ein Recht zur
Aufhebung oder Kündigung der Versicherung für die Anstalt uur dauu begründet, wenn der
Versicherungsnchmcr trotz wiederholter Mahnung länger als sechs Monate mit der Beitrags-
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zahlung im Rückstände geblieben ist und die Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen
^gen ihn nicht zur Befriedigung der Anstalt geführt hat.

Die im 5 38 Ms, 2 Satz l des Reichsgesetzes über den Versicherungsvertrag «um
30. Mai W08 vorgesehene Kündigungsfrist sowie die Purschrift des H 38 Abs. 2 Satz 2
des>elben Gesetzes dürfen zn Ungnnstcn des Versichernngsnehmers nicht abgeändert werden,

Abschnitt >ll,

ötaatsaufsickt. Nebenbetriebe. Auflösung.
§ 30.

Die staatliche Aufsicht über die öffentlichen Feuerversicherungoaustalten wird durch den
"beiPräsidenten derjenigen Provinz ausgeübt, iu welcher sie ihre» Sitz haben, in höherer und
letzter Instanz durch den Minister des Innern. Bei Anstalten, deren Gebiet den Umfang eines
''legieruugsbczirkes nicht überschreitet, kauu durch die Satzung der Regierungspräsident an Stelle
des Oberpräsidenten zur Aufsichtsbehörde bestimmt werden.

Bei Anstalten, welche von einem Kummnnalverbande verwaltet werden, bewendet es hinsichtlich
"er Zuständigkeit der staatlichen Aufsichtsbehörden, soweit in diesem Gesetze nicht etwas anderes
bestimmt ist, bei den über die Regelung der Kommunalaufsicht bestehenden gesetzlichen Vorschriften,

Der staatlichen Aufsichtsbehörde liegt es ob, darüber zn wachen, daß die Verwaltung der
Amtlichen Feuervcrsicherungsanstalten den Bestimmungen der Gesetze gemäß geführt und mit der
Satzung mid de„ allgemeinen Versicherungsbedinguugcn im Einklang gehalten wird.

Sie ist insbesondere befugt, über alle Gegenstände der Verwaltung Auskunft zu erfordern,
d>e Einsicht der Alten, insbesondere auch der Danshaltnngsvlänc und Iahresrrchnungen, zu
verlangen, Gcschäftsrevisioncn sowie in Verbindung mit diesen Kassenrevisioneu an Orl und Stelle
5» veranlassen, auch an den Beratungen der Anstaltsorgane jederzeit teilzunehmen. Ans Anstalten,
welche von einem Kommunalverbaude verwaltet werden, finden diese Vorschriften keiue Anwendung,
!"fern der Umfang der Staatsaufsicht in deu Gemeindeverfassnngsgesetzen anderweit geregelt ist.

Über die Rechuungsführung, über die Fristen, die Art und Form sowie über die Ver¬
öffentlichung des Rechnungsabschlusses uud Jahresberichts tan» der Minister des Innern nähere
Anordnungen treffen,

^ Der Minister des Innern ist befugt, einer öffentlichen Feuerversicherungsaustnlt neben der
Versicherung unbeweglicher Sachen den Betrieb der Versicherung beweglicher Sachen gegen Feuer
l°wic anderer Zweige der Schadcnsuersicherung und die Gewährung von Rückversicherung an
"ndere Versicherungsanstalten zu gestatten.

Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, wenn die Geschäftsführung zn groben Miß-
anden führt, die Interessen der Versicherungsnehmer oder die Sicherheit der Anstalt gefährdet,
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Dem Betriebe derartiger Ncbcnziveigc der Versicherung sind besondere Geschäftsbedingungen
zn Grunde zn legen, welche der Genchmignng des Obcrpräsidentcn bedürfen, soweit sie nicht als
Teil der allgemeinen Versichcrnngsbedingungen <5 !>4) uoni Minister des Innern genehmigt sind.

In Bezug uns diese Nebenbetriebc dürfen die Satzungen oder Versichcrnngsbedingnngeü>
soweit sich nicht aus dem gcgenwärtigeu Gesetz ein anderes ergibt oder sofern ^cs sich nicht in»
mit der Gebäudeversicherung verbundene Versicherungen handelt, nicht von Vorschriften abweiche»,
in Ansehung deren im Neichsgesetz über den Versicherungsvertrag vom 30. Mai 1W8 <Neichs«Gesetzbl.
S. 2^3) Beschränkungen der Vertragsfrciheit vorgesehen sind,

l? 33.

Die Auflösung einer öffentlichen Feuerversicherungsanstalt bedarf der Königlichen Gc-
uehmiguug. Bei der Auflösung kaun bestimmt werden, daß das nach Abwickelung der bestchcuden
Verpflichtungeu verbleibende Vermöge» der Anstalt für Zwecke des Feuerlöschwesens im Geschäfts¬
gebiete der aufgelöste» Anstalt zu verwenden ist.

Die Auflösung tan» durch .Nöuiglichc Vcrurduuug erfolgen, wenn die im tz 13 Abs. 9
dieses Gefetzes bezeichnete» Vora»ssetz»»gc» vurliege».

Im Falle der Auflösnng erstreckt sich die Staatsaufsicht auch auf die Abwickelung der
bestehenden Versicherungen.

Abschnitt IV.

Übergangs- und 5chlnftbestinnnnngen.

8 34.

Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden öffentlichen Fcncrversichernngsanstaltcn
sind gehalten, binnen drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gefetzes ihre Satzungen und Ver-
sichcruugsbediuguugeu mit den Vorschriften dieses Gesetzes in Übereinstimmung zu bringen.

Es könne«, alle in der Form von Prouinzial- oder Spezinlgcsetzen oder in der Form oder
mit der Kraft von landesherrlichen Auorduimgen ergangencn oder auf Herkommen beruhenden
Vorschriften, welche sich auf die Verfassung, die Verwaltung oder den Geschäftsbetrieb einer
öffentlichen Feucrversichernngsnnstalt beziehe», insbesondere alle in solche» Nechtsfurmen erlassenen
oder auf solchem Ncchtsgrnndc beruhenden Vorschriften der bisherigen Anstaltsfatzung nach Maß¬
gabe dieses Gesetzes durch Beschluß der zuständige» Anstaltsorgane unter der in diesem Gesetze
vorgesehenen staatlichen Genehmigung abgeändert oder anßer Kraft gesetzt werden.

Zur Beschlußfassung in den Fällen des Abs. i nnd 2 sind diejenigen Anstciltsorgane zw'
ständig, welche nach den beim Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Anstaltssatzungen znr Be¬
schlußfassung über Satzungsänderungen berufe» sind; soweit die Satzungen hierüber keine Be¬
stimmung treffen, erfolgt die Beschlußfassung für Anstalten, welche uon einem Kommnnalucrbano
oder einer Landschaft verwaltet werden, sowie für Anstalten, welche einem Kommunnluerband oder
einer Landschaft angegliedert sind, durch die nach den Gemcindeverfnssungsgcsetzen, Provinziell-
oder Llludschnftsordnnngen znr Beschlußfassung über statutarische Regelungen zuständigen Organe
des betreffenden Kummunalverbandes oder der betreffenden Landschaft.
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Nach Ablauf der im Abs. 1 angegebenen Frist kann die daselbst umgeschriebene Neu-
«gelnug mit der im Abs. 2 uorgeschenen Wirkung durch Königliche Verordnung erfolgen.

8 35.

Ob eine beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende Unternehmung, welche den Betrieb der
Feuerversicherung um, unbeweglichen Sachen zum Gegenstände hat, als öffentliche Fencruersiche-
nmgsanstalt im Sinne dieses Gesetzes anzusehen ist, entscheidet im Zwcifelsfalle der Minister
des Innern.

5 36.

Durch die Satzungen einer öffentlichen FeuerUcrsicherungsanstalt kann bestimmt werde», daß
auf em bestehendes Bersicheruugsverhältnis, welches auf freier Vereinbarung zwischen dem Ver¬
sicherungsnehmer und einer öffentliche» Feueiversicheruugsanstalt beruht, sofern es uach dem
^»krafttreten der auf Grund dieses Gesetzes zu erlassenden Satzungen und allgemeinen Vcr-
!'cherungsbcdinguugeu nicht zu dem ersten nach deu bisherige» Bestimmungen zulässige» Termiue
gekündigt wird, von diesem Termin an die Burschriften der anf Grund dieses Gesetzes erlassene»
^ntzungen und allgemeinen Bersichcrungsbediugungen Anwendung finden. Für andere Ver-
Nchcrungsuerhältuissc treten die zu crlasseuden Satzungen und allgemeinen Bcrsicherungsbediugungen
z» dem in ihnen vorgesehenen Zeitpunkt ohne weiteres in Kraft.

8 37.

Dieses Gesetz tritt für den Umfang der Munarchie mit Ausnahme der Hohcnzollernschen
^mide am l, Oktober 19 lO iu Kraft; für die Hohenzollernschen Lande wird der Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Gesetzes oder einzelner Teile desselben durch Königliche Berurduuug bestimmt.

Der Minister des Inner» ist mit der Ansführuug dieses Gesetzes beauftragt.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift nud beigedrncktem Königlichen
^»sieget.

Gegeben Molde, an Bord M. Y. „Hohenzollern", den M. Inli 1910.

(l_. 3.) Wilhelm.
l'- Nethmann Hollweg. Delbrück. Besclcr. u. Breitenbach. Sydow.

v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. u. Dallwitz. Lentze.
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Anlage <ü.

Allgemeine Uersicherungsoedingungen
der

öffentlichen Feueroerstcheruugsanftaltl'n
für

Feuerversicherung.

51.

Umfang der Haftung.

1. Die Anstalt haftet für den Schaden, der durch Brand, durch zündenden oder kalten
Blitzschlag, oder durch Explosion uo» Leuchtgas aller Art, auch wenn es nicht zu Beleuchtungs-
zwecken dient, von Bclenchtnugskörpern, von Haushaltnngs-Heizeinrichtnngen, um, Dampflcsscln
(Dampferzeugern) und vou Explosionsmotoren entsteht. Die Haftung für die Folgen anderer
Explosionen bedarf ohne Rücksicht auf ihre Entstehuugsursache besonderer Vereinbarung.

2. Im Falle eines Brandes ersetzt die Anstalt den Schaden, der an den versicherten
Sachen durch ihre Zerstörung oder Beschädigung entsteht, soweit die Zerstörung oder Beschädigung
auf der Einwirkung eines ausgebrochenen Feuers beruht oder seine unmittelbare Folge ist. Die
"Nstalt ersetzt auch den Wert der versicherten Sachen, die bei dem Brande abhanden kommen.
Endlich vergütet die Anstalt den Schaden, der an versicherten Sachen durch das Löschen des
Brandes, durch die zum Löschen uud zur Verhütung weiterer Verbreitung des Brandes
notwendigen Maßnahmen und durch notwendiges Ausräumen entsteht. Einen weiteren Schaden,
'nsbesondere einen weiteren mittelbare» Schaden, sowie den durch Eintritt des Schadeufalls
lVersicherungsfalls) entgehenden Gewinn umfaßt die Versicherung nnr, soweit dies besonders
vereinbart ist.

3. Die Haftung der Anstalt für einen durch Blitzschlag oder Explosion entstehenden
Schaden regelt sich nach den Bestimmungen der Ziffer 2.

4. Die Anstalt haftet nicht, wenn ein Brand oder eine Explosion durch Erdbeben oder
vulkanischen Ausbruch oder durch Maßregeln verursacht wird, die im Kriege oder bei Aufruhr
"°n einem militärischen Befehlshaber angeordnet werden. Bei allen Schäden, die während



350 51. Rheinischer Provinziallandtag. ^>ir. 24.

eines Erdbebens oder unmittelbar darauf entstehen, wird angenommen, daß sie durch das
Erdbeben veranlaßt sind, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer nachweist daß sie auch
ohne das Erdbeben entstanden wären,

5. Die Anstalt haftet nicht für Schade», welche die versicherten Sachen dadurch erleiden,
daß sie ihrer Bestimmung gemäß dem Feuer oder der Wärme ausgesetzt werde».

8 2.

Versichertc Sachen.

1. Die Versicherung eines Gebändes erstreckt sich auf alle im Versicherungsschein
(t; 6) nicht ausgeschlossenen Bestandteile, auch wenn sie nach Abschluß der Versicherung eingefügt
sind, Maschine» sind jedoch i» die Versicherung eines Gebäudes nnr dann eingeschlossen, wenn
sie im Versicherungsschein besonders aufgeführt sind

2. Die für die Bauzeit abgeschlossene Versicherung eines Gebändes umfaßt auch die
zum Bau bestimmten, ans dem Bauplätze oder in seiner nnmittelbaren Nähe lagernden
Baustoffe.

3. Bares Geld und Wertpapiere, Urkunden, nngemünzte Edelmetalle, ungefaßte Edelsteine,
nngefaßte echte Perlen sind nur dann versichert, wcun dies besonders vereinbart ist. Schmuct-
und Kunstgegenstände sind ohne besondere Vereinbarung nur bis zum Betrage von je 500 Mk.
versichert.

4. Die Versicherung eines Inbegriffs von Sachen umfaßt die jeweils zum Inbegriff
gehörigen Sachen.

5. Die Versicherung von Hcmshaltuugs- und sonstigen Gebrauchsgegcuständen umfaßt
auch die Sachen der Familienangehörigen des Versicherungsnehmers und der in einem Dienst¬
verhältnis zn ihm stehenden Personen, sofern sie mit ihn, in hänslicher Gemeinschaft leben.
Insoweit gilt die Versicherung als für fremde Nechnuug genommen (ucrgl. l> 13).

8 3

Räumlicher Geltungsbereich der Verficherung.

1. Die Versicherung beweglicher Sachen gilt ohne andere Vereinbarung nur für die
im Versicherungsschein l§ 6) bezeichneten Räume lVcrsicherungsräuinc). Innerhalb dieser
Räume können die Sachen ihren Stand- oder Nufbewahruugsurl wechselu.

2. tzaushaltungs- und Gebrauchsgegenstände, die sich vorübergehend außerhalb der
Versicherungsräume befinden, gelten bis zur Höhe vou 10 Prozent der für sie festgesetzte» Ver¬
sicherungssumme und bis zum Gesamtbeträge von 2000 Ml. als versichert.

3. Bei einem Wohnungswechsel bleibt die Versicheruug des häuslichen Mobiliars —
auch während des Umzugs — bestehen, wenn die neue Wohuung innerhalb des Deutschen
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Reichs liegt. Der Versichcrungsuehmer ist aber verpflichtet, der Anstalt unverzüglich und
spätestens binnen tt Wochen, nachdem die Sache überführt ist, schriftlich Anzeige zn machen.

Wird die Anzeige nicht rechtzeitig erstattet, so ist die Anstalt von der Haftung frei,
bis sie durch den Versichernngsnchmcr oder anderweitig uon dem Umzüge Kenntnis erhält.

Will die Anstalt die Versicherung nur unter veränderte» Bedingungen fortsetzen, so
kann der Versicherungsnehmer binnen einem Monat nach Empfang der Mitteilung mit eiu^
nwnatiger Frist kündigen.

Versicherungssumme, Versicherungswert.

1. Die Versicherung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Die Anstalt haftet nur
sür dcu Versicherungswert der Sache» znr Zeit des Eintritts des Schadcnflllls bis zur Höhe
der Versicherungssumme.

Ist die Versicherungssumme höher als der Versicheruugswcrt zur Zeit des Eintritts
des Schadeufalls (Überucrsicheruug), so hat die Anstalt dem Versicherungsnehmer nicht mehr als
den Betrag des Schadens zn ersetzen. Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungs¬
wert (Unterversichern»«,), so haftet die Austalt nur nach dem Verhältnis der Versicherungs¬
summe zum Versicherungswert.

Die Versicherung an sich begründet teiueu Beweis für das Vorhandensein und den
Wert der versicherten Sachen zur Zeit des Schadenfalls.

2. Sind die Sachen in dem Versicherungsschein <^ 6) gattungsweisc aufgeführt, so
"uden die für die einzelnen Gattungen festgesetzten Versicherungssummen die Grenze für die
"satzpflicht der Anstalt, soweit nicht ein Ausgleich zwischen einzelnen Gattungen vereinbart ist.

3. Als Versicherungswert gilt bei Gebäuden der ortsübliche Vauwcrt nach Abzug
eines dem Zustande des Gebäudes, insbesondere dem Alter und der Abnutzung entsprechenden
^träges. Ergibt sich durch besondere Umstände, z. B. bei Zerstückelung eines landwirtschaftlichen
Grundstückes, ein geringerer Wert, so ist dieser maßgebend.

Ist ein Gebände zum Abbruch an- oder ansgeboten oder sonst erweislich zum
<lubrnch bestimmt, so gilt als Versichernngswert der Wert der aus dem Abbruch hervorgehenden
Baustoffe abzüglich der Abbruchskostcn.

4. Die Taxe eiucs Gebäudes gilt als vertragsmäßige Festsetzung des Vcrsicheruugs-
uertes »nr dann, wenn dies besonders vereinbart ist.

5. Bei Haushaltuugs- uud sonstigen Gebrauchsgegensländen, bei Arbeitsgerätschaften
und Maschinen gilt als Versicherungswert der Betrag, der erforderlich ist, um Sachen gleicher Art
""zuschaffen nntcr billiger Berücksichtiguug des aus dem Unterschiede zwischen alt und neu sich
"gebenden Miuderwertes.

6. Bei Gegenstände», die einen besondere» wissenschaftlichen, Kunst- oder Liebhaber-
'""t h^>„, gi^ als Versichernngswert der gemeine Wert, wenn nicht anderes vereinbart ist.



852 bl. Rheinischer Provinziallandtag, Nr. 21,

8 5,

Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers bei Abschluß des Vertrags,

1, Der Versicherungsnehmer hat der Anstalt hei Abschluß des Vertrags alle ihm bekannten
Umstände, die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, auf Verlangen schriftlich anzuzeigen,

2, Ist die Anzeige eines erheblichen Ilmstandes unterblieben oder unrichtig erstattet,
su hat die Anstalt das Recht, die Vertragsbedingungen abzuändern oder vom Vertrage zurückzutreten.

Will der Versicherungsnehmer unter den abgeäuderteu Bedingungen den Vertrag nicht
fortsetzen, su kann er die Versicherung binnen einem Monat nach Empfang der Mitteilung mit
einmonatiger Frist kundigen, Vci einer Gebäudeversicherung ist die Kündigung nur dann
wirksam, wenn bis zum Ablaufe der Frist die im 8 6 Ziffer 5 bezeichneten Nachweise
beigebracht werden.

Bei einer Gebäudeversicherung ist der Rücktritt nur dann zulässig, weuu dem Versichernngs
nehmer arglistige Täuschung zur Last fällt, oder die Verletzung der Anzeigepflicht einen Umstand
betrifft, der die Anstalt zur Ablehnung der Versicherung berechtigt haben würde.

3. Im Falle der Verletzung der Anzeigepflicht kann die Anstalt die Entschädigung ganz
oder teilweise versagen, es sei denn, daß der Umstand, dessen Anzeige unterblieben oder nnrichtig
erstattet ist, keinen Einfluß auf den Eintritt und den Umfang des Schadens gehabt hat,

4. Im übrigen gelten die Vorschriften der 55 16 bis 2l des NeichSgesctzes über
den Versicherungsvertrag und des 5 27 Abs. 3 des preußischen Gesetzes über die öffentlichen
Fcnerversichernngsanstalten.

Versicherungsschein, Anfang und Dauer der Versicherung,

1. Der Versicherungsnehmer erhält von der Anstalt einen Versicherungsschein, z»
dessen Unterzeichnung eine im Wege der mechanische» Vervielfältigung hergestellte Namens«
Unterschrift genügt. Der Inhalt des Versicherungsscheins gilt als genehmigt, wenn der
Versicherungsnehmer nicht binnen eine,» Monat nach Empfang bei der Anstaltsleitnng schrift
lich Widerspruch erhebt. Der Widerspruch kann uur darauf gestützt werden, daß der Ver°
sicheruugsschei» dem Antrage oder den Vereinbarnngen nicht entspricht.

Der Versicherungsnehmer kann jederzeit Abschriften der Erklärungen fordern, die er mit
Vezng ans den Vertrag abgegeben hat. Er hat die Kosten dieser Abschriften zu erstatten.

2. Ohne andere Vereinbarung beginnen Versicherungen, zu dcreu Annahme die Anstal»
verpflichtet ist, mit dem Ablauf desjenigen Tages, an dem der Versicherungsantrag mit den
zugehörigen Unterlagen bei dein dazu bestimmten Anstaltsorgan eingegangen ist, sonstig/
Versicheruugeu mit dem Ablauf desjenigen Tages, an dem die Annahineerklärung der Anstalt
an den Antragsteller abgesandt ist; wird bei den letzteren Versicherungen der Antrag nicht
innerhalb eines Monats seit seinem Eingänge beanstandet oder abgelehnt, so gilt er als genehmigt-

Der Antragsteller ist an seinen Antrag einen Monat geblinden.
3. Als Vcrsichernngsperiode gilt das Geschäftsjahr der Anstalt,
4. Die Versicherungsverträge gelten ohne andere Vereinbarung als auf die Daner

umi tO Jahren abgeschlossen. Die ein- oder mehrjährige Daner wird von Beginn des
nächsten Geschäftsjahres ab gerechnet.
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5. Ist eine ein- oder mehrjährige Versicherung 3 Monate vor ihrem Ablauf von keiner
Seite durch eingeschriebenen Brief gekündigt, so gilt sie um ein Jahr und weiter von Jahr
M Jahr als stillschweigend verlängert. Bei Gebäuden ist die Kündigung nur dann wirksam,
wenn der Versicherungsnehmer 6 Wochen vor Ablauf der Versicherung nachgewiesen hat, daß zu
^m Zeitpunkte, bis zu welchem die Kündigung zulässig war, Hypotheken, Reallasten, Grund¬
ier Rentcnfchulden nicht vorhanden waren oder daß die zu diesem Zeitpunkt vorhandenen
Ncall'ercchtigtcn in die Aufhebung der Versicherung bei der Anstalt willigen. Der Grundbuchauszug
und die Erklärungen der Nealberechtigten sind auf Verlangen der Anstalt zu beglaubigen.

Beiträge des Versicherungsnehmers.

1. Der Beitrag und die Nebenkosten siud für ueue Versicherungen bei dem Empfang
des Versicherungsscheins, für bcstcheude bei Beginn eines Versicherungsjahres fällig. Der
Versicherungsnehmer hat den fälligen Betrag auf seine Gefahr und Kosten der ihm bekannt zu
gebenden Zahlstelle zu übermitteln.

2. Werden die Beiträge und Nebenkosten nicht rechtzeitig gezahlt, so ist die Austalt
bei Gebäude» von der Haftung frei, wenn der Versicherungsnehmer trotz wiederholter Mahnung
lauger als 6 Monate mit der Zahlung in Rückstand geblieben ist und die Zwangsvollstreckung
u> sein bewegliches Vermögen nicht zur Befriedigung der Anstalt geführt hat.

Bei sonstigen Versicherungen ist die Anstalt von der Haftung frei, wenn der
Versicherungsnehmer seit Empfang der Zahlungsaufforderung zwei Wochen mit der Zahlung in
Rückstand geblieben ist. In der Zahlungsaufforderung ist auf diese Folge hinzuweisen.

Die Austalt ist in den Fällen der Absätze 1 nud 2 auch berechtigt, das Versicherungs-
Uerhältnis mit einmonatiger Frist zu kündigen. Die Wirkungen der Kündigung treten nicht
e>», Wenn die Zahlung bis zum Ablauf der Frist erfolgt.

3. Kündigt der Versicheruugsuchmer vor Ablauf der Vertragszeit, so gebührt der
Anstalt der Beitrag bis zum Schluß des Versicherungsjahres; kündigt die Anstalt, so erstattet
sie den Beitrag nach Verhältnis der noch nicht abgelaufenen Versicherungszeit.

Bei Erstattung von Beiträgen, welche auf mehrere Jahre vorausbezahlt sind, kann die
Anstalt den Betrag einbehalten, den sie bei Abschluß der Versicherung für die abgelaufene
5e>t festgesetzt habe» würde.

4. Angefangene Monate werden für voll berechnet.

5. Ei» Anspruch auf Erstattung irrtümlich gezahlter Beiträge kann nur für das
laufende und das vorausgegangene Versicherungsjahr erhoben werden.

§8.

Gefahrerhöhung.

1, Nach dem Abschlüsse des Vertrags darf der Versicherungsnehmer nicht ohne
E'nwilligung der Austalt eine Erhöhung der Gefahr vornehmen oder deren Vornahme durch
"""' Dritten gestatten.
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2, Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhnng, die dnrch eine mit oder ohne
seinen Willen erfolgte Änderung eintritt, nach erlangter Kenntnis der Anstalt nnverzüglich
schriftlich anzuzeigen.

3, Im Falle der Verletzung dieser Vorschriften gelten die Bestimmungen der tztz 24
bis 30 des Ncichsgesetzes über den Versicherungsvertrag,

4, Erlangt die Anstalt von einer Gcfahrerhöhung Kenntnis, so hat sie das Necht, die
Vertragsbedingungen abzuändern oder den Vertrag zu kündigen.

Will der Versicherungsnehmer nntcr den abgeänderten Bcdiuguugeu den Vertrag nicht
furtsetzen, so kann er die Versicherung binnen einem Monat nach Empfang der Mitteilung
mit einmonatiger Frist kundigen, Vei einer Gebäudcuersichcrnng ist die Kündigung nur dann
wirtsam, wenn bis zum Ablaufe der Frist die im H 6 Ziffer 5 bezeichneten Nachweise
beigebracht werden.

Eine Gebäudeversicherung kann die Austeilt nur dann kündigen, wenn die Erhöhung
der Gefahr eine derartige ist, daß sie die Anstalt znr Ablehnung der Versicherung berechtigt
haben würde.

5, Vom Tage der Gefahrerhöhung ab hat der Vcrsicheruugsuehmer die erhöhten
Beiträge nachzuzahlen.

5 9,

Sicherheitsvorschriften.

1, Der Versicherungsnehmer darf die gesetzlichen oder polizeilichen Sichertzeitsvorschriflen
nnd die zur Verminderung der Gefahr oder zur Verhütung einer Gesahrerhöhuug vertraglich
übernommenen Verpflichtungen weder selbst verletze», noch ihre Verletzung dnrch einen Dritten
dnlden.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten, so kann die Anstalt die Vertrags¬
bedingungen abändern, Will der Versicherungsnehmer uuter den abgeänderten Bedingungen deu
Vertrag nicht fortsetzen, so kann er die Versicherung biuneu eiuem Muuat nach Empfang
der Mitteilung mit einmonatiger Frist kündigen, Aei einer Gebäudeversicherung ist die
Kündigung nur dann wirtsam, wenn bis zum Ablaufe der Frist die im 8 <' Ziffer 5 bezeichneten
Nachweise beigebracht werden,

3, Ist die Anstalt zur Annahme der Versicherung nicht verpflichtet, so kauu sie auch
binuen eiuem Mouat nach Kenntnis der Verletzung mit einmonatiger Frist kündigen,

4. Sie kann ferner eine Entschädigung ganz oder teilweise versage», es sei dcuu, das;
die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht oder den Eintritt und
Umfang des Schadens nicht beeinflußt hat.

5 10,

Herabsetzung der Versicherungssumme.

i. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten Sachen erheblich, s"
lmm zur Vesciliguug der Überversicherung die Versicherunassnmme herabgesetzt werden
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Ist der Versicherungsnehmer mit der Herabsetzung nicht einverstanden, so kann ei
die Versicherung binnen einem Monat nach Empfang der Mitteilung ohne Frist kündigen. Bei
einer Gebäudeuersichcrung ist die Kündigung nur dann wirksam, wenn gleichzeitig die im § 6
Ziffer 5 bezeichneten Nachweise beigebracht werden.

2, Die Anstalt ist berechtigt, die Sachen durch einen Vertreter besichtigen zu lassen.

Mehrfache Versicherung. Doppeluersicherung. Vereinbarte Selbstversicherung,

1. Wer für die versicherte Sache gegen dieselbe Gefahr ganz oder teilweise anderweitig
Versicherung nimmt oder wer anderweitig versicherte Sachen bei der Anstalt versichert, hat der
Anstalt uun der anderen Versicherung unverzüglich schriftlich nnter Benennung des anderen
Versicheren nnd der Versicherungssumme Mitteilung zn macheu und ihre Genehmigung eiuzuholeu.

2. Wird die Gcuehmiguug nicht ciugehult oder versagt, so ist die Anstalt bis zur Anf-
hebuug der anderen Versicherung von der Haftung frei,

3. Ist mit Geuehmiguug der Anstalt eine bei ihr versicherte Sache ganz oder teilweise
auch anderweitig versichert, su haftet die Anstalt nur anteilig nach dem Verhältnis der mit ihr
vereinbarten Versicherungssnmme znm Gesamtbetrage der Versicherungssummen, Übersteigen die
Versichcruugssummeu znsammcn den Versicherungswert (Dovpclvcrsichcruug), so haftet die Anstalt
»nch jenem Verhältnis nur für deu Versicherungswert.

4. Hat der Versicherungsnehmer einen Teil des Schadens selbst zu tragen (vereinbarte
Selbstversicherung), sv darf er für diesen Teil nicht anderweit Versicherung nehmen. Wird dieser
Bestimmung zuwider gehandelt, su wird die Entschädigung derart ermäßigt, daß der Ver¬
sicherungsnehmer den ansbedungencn Teil des Schadens selbst trägt,

8 12.

Veräußerung der versicherten Sache.

1. Wird die versicherte Sache von dem Versicherungsnehmer veräußert, so tritt au
Stelle des Veräußcrers der Erwerbcr iu die während der Dauer seines Eigentums aus dem
Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte uud Pflichte» ciu. Die Anstalt hat in Ansehung
ber durch das Versicherungsuerhältnis gegen sie begründeten Forderungen die Veräußerung erst
dann gegen sich gelten zu lassen, wenn sie von ihr Kenntnis erlangt,

2. Die Veräußerung ist der Anstalt unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Wird die
anzeige weder von dem Veräußerer uvch von dem Erwerbcr erstattet, so kaun die Austalt die
Entschädigung unter den im Gesetz bestimmte» Voraussetzungen ganz oder teilweise versagen,
es sei denn, daß sie zur Annahme der Versicherung der veräußerten Sache verpflichtet ist,
V's zur Anzeige haften der Veräußerer und der Erwerber für die Beiträge als Gesamtschuldner,

3. Die Anstalt und der Erwcrber sind berechtigt, die Versicherung mit einmonatiger
3nst zn kündigen, wenn es sich um Versicherungen handelt, zu deren Annahme die Austalt nicht
"«Pflichtet ist. Das Kündigungsrccht der Anstalt erlischt einen Monat nach Kenntnis der
Veräußerung, das des Erwerbcrs einen Monat nach dem Erwerbe, oder, wenn der Erwerbcr
"c»i der Versicherung keine Kenntnis hatte, einen Monat nach erlangter Kenntnis.
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8 13,

Versicherung für fremde Rechnung.

1, Bei der Versicherung für fremde Rechnung tauu der Versicherungsnehmer über die
dem Versicherten aus dem Vertrage zustehende» Rechte im eigenen Namen uerfügen. Der
Versicherungsnehmer ist, auch wenn er nicht im Besitz des Versichcruugsscheius ist, ohue Zu¬
stimmung des Versicherten znr Annahme der Entschädigung und zur Übertragung der Rechte
des Versicherte» befugt. Die Anstalt ist berechtigt, uor Auszahlung der Entschädigung von
dem Versicherungsnehmer den Nachweis zu «erlangen, daß der Versicherte seine Zustimmung
zn der Versicherung und zur Empsangnahme der Entschädigung erteilt und keine anderwcite
Versicherung genommen hat.

2. Der Versicherte kann über seine Rechte aus dem Versichcrnngsuerhältnis nicht
Uerfügen, selbst wenn er im Besitz des Versicherungsscheins ist; er kann die noch nicht gezahlte
Entschädigung mir mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

A. Bei der Versicherung für fremde Rechnung haftet die Anstalt nicht, soweit der Vcr-
sicherte die Sachen anderweitig versichert hat.

8 l4.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers bei und nach dem Schadenfall.

1. Der Versichernugsuehmer hat jedeu Schade», für den Ersatz verlangt wird, und
jeden Vrandstiftuugsvcrsuch der Anstalt oder ihrem Vertreter und der Ortspolizcibchörde miuer-
züglich anzuzcige». A»ch das Abhande»komme» versicherter Sache» bei dem Schadenfall ist der
Ortspolizcibchörde »»ter Bezeichnung der Sachen unverzüglich mitzuteilen. Der Pflicht znr Anzeige
wird genügt, wenn sie binnc» drei Tagen nach Eintritt des Schadcnfalls erstattet wird.

2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Möglichkeit für die Abwendung n»d
Mi»der»»g des Schadens zn sorgen nud dabei die Weisnngcn der Anstalt z» befolge».

Anfwendnngen, die der Versicherungsnehmer hierfür macht, fallen, auch wenn sie
erfulglus bleiben, innerhalb der Versicherungssumme der Anstalt znr Last, soweit der Ver
sicherungsnchmer sie dcu Umständen nach für geboten halten dnrfte.

Die Verpflichtung der Anstalt zum Ersatz für Aufwcuduugeu des Versichernngs-
uchmcrs erstreckt sich nicht auf die Leistnngcn der im öffentlichen Interesse bestehenden Fencr
wehren oder anderer znr liöschhilfe Verpflichteter oder für Bcwnchuug der Brandstelle, sowie
oh»e bescmderc Vereinbarung unch nicht auf die Aufräumungstustc».

^'»ur Leistung Mm Vorschüssen ist die Anstalt nicht verpflichtet.
3. Bis zur Feststellung des Schadens darf der Versicherungsnehmer ohue Ei»-

williguug der Nustalt nur solche Äudcruugcu vornehmen, welche zur Erfüllung der ihm nach
Ziffer 2 obliegende» Pflicht oder in, öffentliche» I»tercsse geböte» sind I»sbeso»dere darf
er mutwillige Zerstörungen verschont gebliebener Teile weder veranlasse» noch dnldcn.

-1. Die Anstalt ist berechtigt, jede den Wert fowie den Schade», dessen Ursache und
Höhe betreffende Untersuchung auzustelleu.

Der Versicherungsnehmer hat der Anstalt nach dem Eintritt des Schadenfalls jede
Ansknuft zn erteilen, die znr Feststellung des Schadenfalls oder der Höhe der Ent-
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schadignng erforderlich ist, auch für seine Ansprüche die Belege beizubringen, deren Be¬
schaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann. Auf Verlange» der Anstalt hat er binnen
einer angemessenen Frist von mindestens zwei Wochen ein Verzeichnis über die zur Zeit
des Schadenfalls vorhandenen, die vom Schaden betroffenen oder abhanden gekommenen und
die beschädigten oder unbeschädigten Sachen uuter Angabe ihres Werts vor dem Schaden
fall einzureichen. Entstehende Kosten trägt der Versicherungsnehmer.

8 15.

Folgen der Verletzung der Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
bei uud nach dem Schadenfall.

1. Die Anstalt ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenu der Versicherung«^
"ehmer oder der Versicherte den Schadenfall vorsätzlichoder durch grobe Fahrlässigkeit herbei¬
geführt hat oder wenn die Brandstiftung mit ihrem Wissen uud Willen erfolgt ist oder wenn
sie sich bei Ermittlung des Schadens einer arglistigen Täuschung schuldig machen.

2, Hat der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit, die bei oder nach Eintritt des
Schadenfalls zu erfüllen ist, verletzt, so kaun die Anstalt die Entschädigung ganz oder zum
Teil versagen, es sei denn, daß die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr¬
lässigkeit des Versicherungsnehmers beruht. Wcgcu Unterlassung der Anzeige des Schaden¬
falls an die Polizeibehörde kanu die Leistung nur bis zur Nachhulung der Anzeigeverweigert
werden. Wegen Unterlassnng der Anzeige abhanden gekommenerSachen bei der Ortspolizei¬
behörde darf die Leistung für andere als die abhanden gekommenen Sachen nicht abgelehnt werden.

8 16.

Zahlung der Entfchädigung.

>, Die Entschädigung ist, vorbehaltlich der nachfolgendenBestimmungen,mit dem Ablauf
eines Monats nach vollständiger Feststellung des Schadens fällig. Solange die Auszahlung
der Entschgdignng durch Legitimationsmängel oder dnrch fuustige gesetzliche Gründe gehindert
wird, ist die Anstalt znr Hinterlegung oder zur Zahlung oder zur Vertretung der Folgen des
Zahlungsaufschubs nicht verpflichtet,

2, Wenn Gebäude mit Hypotheken, Reallasteu, Grund- oder Nentenschuldenbelastet sind,
s° kann der Versicherungsnehmer die Entschädigung nur zur Wiederherstellung und erst dann
verlangen, wenn die bestimmungsmäßige Verwendung des Geldes gesichert ist, es sei denn,
daß die vor dem Schadenfall eingetragenen Realbcrechtigten in die sofortige Auszahlung
der Entschädigung willigen. Die Anstalt tann zum Nachweis über die Belastung des Gebäudes
"°m Versicherungsnehmerauf dessen Kosten einen beglaubigte»Gruudbuchauszug verlangen.

Wird die Einwilligung der Realbcrechtigten nicht beigebracht, so erfolgt die Zahlung
b" Vollschäden in drei Teilbeträgen. Der erste wird in der Regel gezahlt, wenn mit dein
Aufbau der Nmfassungswändebegonnen ist, der zweite, wenn das Gebände unter Dach gebracht
'st, der dritte nach Vollendung des Baues unter Verwendung der gesamten Entschädigung. Bei
Teilschädenerfolgt die Zahlnng, wenn der Schaden geringfügig ist, nach der Festsetzung,sonst
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in zwei Teilbeträgen, Der erste wird gezahlt, wenn mit der Wiederherstellung begonnen ist,
der zweite „ach Vollendung des Baues uuter Verwendung der gesamten Entschädigung.

Wird ausreichende Sicherheit geleistet, so kann die Zahlung uor der Wieder»
Herstellung in ungeteilter Summe erfolge»,

3, Ist der Schade» bis zum Ablauf eines Monats seit der Anzeige des Schadenfalls
noch nicht vullständig festgestellt, so kann der Versicherungsnehmer unbeschadet der Bestimmungen
in Ziffer 1 nud ^ die Feststellung desjenigen Betrages, den die Anstalt nach Lage der Sache
mindestens z» zahlen hat und die Zahlung dieses Betrages fordern,

4, Solange eine Polizeiliche oder gerichtliche Untersuchung über die Entstehung des
Brandes schwebt, kann die Anstalt die Auszahlung der Entschädigung verweigern, bis der
Versicherungsnehmer eine Erklärung der zuständigen Behörde darüber beibringt, daß die Unter-
suchnng sich nicht gegen ihn oder den Versicherten richtet,

5, Die Anstalt hat uom Beginn ihres Zahlungsverzuges an die Entschädigung
mit 4 Uom Hundert für das Jahr zu verzinsen.

tt. Kann die Zahlnng der Entschädigung nur zur Wiederherstellung des beschädigten
Gebäudes verlangt werden, so erlischt der Anspruch auf die Entschädigung, wenu der Ver¬
sicherungsnehmer nicht binnen zehn Jahren die Wiederherstellung herbeiführt. Die zehn¬
jährige Frist beginnt mit dem Schlnssc des Jahres, in dem der Brandschaden stattgefunden hat.

8 1?.

Nechtsverhältiiis nach dem Schadenfall oder nach dem gänzlichen oder

teilweise» Untergang der versicherten Sache.

1. Nach Eintritt des Schadenfalls oder nach sonstigem gänzlichen oder teilweisen
Untergang der versicherten Sache bleibt die Versicherung bestehen, bis der Versicherungsnehmer
oder die Anstalt nach Maßgabe der nachfolgenden Vorschriften eine Änderung in der Versiche¬
rung herbeiführt. Bei einer Gebäudeversicherung umfaßt die fortlaufende Versicherung auch
die zum Bau bestimmten, auf dem Bauplatz oder in seiuer unmittelbaren Nähe im Freien
lagernden Baustoffe.

Wird mit dem Wiederaufbau eines vernichteten Gebäudes nicht innerhalb des laufenden
oder des nächstfolgenden Geschäftsjahres begonnen, so erlischt mit dem Ablauf des letzteren die
Versicherung dieses Gebäudes.

Der Versicherungsnehmer hat einen Anspruch auf Erlaß oder Ermäßigung der Beiträge
uom Ablauf der Versicherungspcriude ab bis zum Wiederaufbau oder bis zur Neubeschaffung
der Sachen.

2, Nach dem Eintritt des Schadenfalls ist jeder Teil berechtigt, das Verstcherungs-
verhältuis binucn einem Monat nach dem Abschlüsse der Verhandlungen über die Entschädigung
zu kündige», sofern es sich um Sachen handelt, zu deren Versicherung die Anstalt nicht
verpflichtet ist; der Versichcrnngsnchmer kann jedoch nur dann kündigen, wenn er den Schaden
in der vorgeschriebenen Frist angemeldet hat.
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Die Anstalt hat eine Kündigungsfristum, einem Monat einzuhalten. Der Versicherungs¬
nehmer kann ohne solche aber nicht für einen späterenZeitpunkt als den Schluß der laufendenVer
sichernngspcriodekündigen. Bei einer GebändeUersicherungist die Kündigung nur dann wirksam,
wenn bin zu de,n gewählten Ablaufstcrmin die im § 6 Ziffer 5 bezeichnete» Nachweise
beigebracht werden.

8 18.

Verlust des Anspruchs des Versicherungsnehmers wegen Nichtgeltendmachung.

Die Anstalt wird von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungs¬
nehmer sciueu Anspruch nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten gerichtlich geltend
gemacht hat. Der Lauf der Frist beginnt von dem Tage, an welchen, die Anstalt dem Ver¬
sicherungsnehmer gegenüber den Nnsprnch unter Angabc der mit dem Ablaufe der Frist
verbundenenRechtsfolge schriftlich abgelelmt hat,

§ 19,

Schluhbestimmu ng.

Soweit nicht in der Anstaltssatzung, in den vorstehendenallgemeinenVersicherung?
bediugungcn, in Sondcrbedingnngen oder durch besondere Vereinbarung Abweichendesbestimmt
ist, gelten für das Vcrsichernngsverhältnis die gesetzlichen Vorschriften.
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Zusatzbedingungen

für landwirtschaftlicheVersicherungen

8 i,

Umfang der landwirtschaftlichen Versicherungen,

Die landwirtschaftliche Versicherung erstreckt sich ans die durch eigenen Anbau
gewonnenen oder zum eigenen Bedarf erworbenen Ernteerzeugnisse uud landwirtschaftlichen
Voiräte, sowie auf die zum Betriebe der Landwirtschaft gehörigen Viehbestände uud Geräte,

Für landwirtschaftlicheVersicherungen gelten die allgemeinen Bersichernngsbedinguugen
und die nachstehendenVorschriften.

8 2,

Räumlicher Geltungsbereich der Versicherung.

Als Versicherungsräume gelte» ohne besondereVereinbarung sämtliche vom Versicherungs¬
nehmer zu landwirtschaftlichenZwecken benutzte, uach Lage, Bau- und Benutzuugsart im
Versicherungsscheinbezeichnete Gebäude mit Ausnahme der offenen Feldscheunen (Schober-,
Diemenschuppen — vgl. § 3 Ziffer 2 und 3>, der Hofraum uud sämtliche Ländereien des
Gehöfts und seiner wirtschaftlich zugehörige,, Vorwerke nebst allen dahinfiihrenden Wege»
suwie die Wege nach uud von deutschenMärkten, Ausstellungen und Ablieferungsorten, mi/
Einschloß der Unterkuuftstellcn,aber mit Ausschluß der Märkte, Ausstellungen und Ablieferungs¬
orte felbst.

Mahlgut gilt, falls nicht eine höhere Selbstuersicherungausbedungen ist, mit «0 "/„
des Wertes auch auf der Mühle und beim Hin- und Rücktransport als versichert.

Versicherung der Ernteerzeugnisse.

1. Die Versicherungder Ernteerzeugnisseumfaßt ohne Unterscheidungnach den einzelnen
Fruchtgattungcn die gesamten jeweils in den VersichcrungsränmenuorhandenenBestände an Halm-
""° Hülsenfrüchteu jeder Art. au Körnern. Gräsern, Stroh. Heu, Futterkräntein und Obst, ein¬
schließlich der älteren Bestände und des Zulaufs.

Der Versicherungsnehmerist verpflichtet, die gesamten Vorräte dieser Art zum vollen
^°rt für die Zeit des ganzen Erntejahres zur Versicherunganzugeben.
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Hack- und Ölfrüchte, Sämereien nnd Haudrlsgewächfe sind nur dann versichert, wenn
sie besonders angemeldet sind,

2. Die Erutefrüchte sind mich auf dem Halme, während der Erntearbeiten lind bis z,u»
Höchstbctrage um, 18000 Ml für den einzelnen Schadenfall beim Aufstelle,! in Schuber (Diemen)
versichert. Nach Ablauf einer Wache, um» Beginn des Einbringens in Schuber an gerechnet,
scheiden die in Schuber gefetzten Erntesrüchtc aus der Versicherung ans. Für Erntefrüchte, die
länger als eine Wuchc in Schuber uersichert bleibe» sulle», muß eine be>uudcre Schuberver¬
sicherung beantragt mcrde». Werde» die Erutefrüchte aus den Schubern in die Bcrsichcrungs-
räumc «erbracht, su fallen sie unter die Erutcversichcruug <Ziff, l),

3. Bei der Aufstellung um, Schubern hat der Versicherungsnehmer, soweit »icht
gesetzliche uder pulizeilichc Vurschriften Weitergehendes verlangen, folgende Obliegenheiten z»
erfüllen: Jeder Schuber muß mindestens 30 m um, Gebäuden und üffcutlichcn Wegen und von
Eisenbahnen entfernt stehen, Schober uder Schubertumplexe im Werte vun über 9000 Ml. müssen
mindestens U0 m, uun über 1800« Mk, mindestens 120 m um, einander entfernt sein.

In geringeren Entfernungen uun einander aufgestellte Schober werde,, als ein Schober
behandelt.

Die Versicherung uun Schubern nnd Schuberlumplcxen in, Werte uun mehr als 18 000 Mk,
bedarf besonderer Vereinbarung,

Wird ein Getreideschuber ausgedroschen und das daraus gewonnene Stroh sofort wieder
in einen Schober gesetzt, so geht die Versicherung unter den bisherigen Bedingungen auf den
Strohschober bis zum Ablauf der Versicherungszeit für den Fruchtschober über und zwar zu dem
ursprünglich für Stroh vereinbarten Werte, höchstens aber zn einem Drittel der Versicherungs¬
summe des Getreideschobers.

Die Versicherung eines Schobers erlischt schon uor ihrem Ablauf mit seiner Abtragung'

An jedem Schober ist dauernd ein Versicherungsschild der Anstalt zu befestigen.

4. Die unter 2 und 3 für Schuber getroffenen Bestimmungen gelten auch für Ernte-
fruchte in uffencu Feldscheunen,

5. Können nach Eintritt des Schadeufallcs die Erntebestände einschließlich oer ans frühere»
Jahren nnd des Zulaufs, weder durch ordnungsmäßig geführte Wirtschaftsbücher, »och durch
Belege oder in anderer zuverlässiger Weise ermittelt werden, so wird angenommen, daß eine gleich'
mäßige Verminderung der Bestände stattgefunden hat, und zwar bei Getreide und Stroh vom
t, September ab täglich nm ^„„, bei Futtergcwächsen vom I. November ab täglich nm V^»'
Für die Wertberechnung sind die mittleren Preise des nächsten Marktortes am Brcmdtagc maß¬
gebend. Bei Dreschfiucht werden vom Marktwert der Körner nur die ersparten Dreschkostcn
abgezogen; für ersparte Marktfuhren wird lein Abzug gemacht,

6. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, in seinem Betriebe, namentlich cmch bei dem
Ansdreschen von Ernteerzeugnissen, die gesetzlichen und polizeilichen Vorschriften über Aufstellung,
Beschaffenheit nnd Betrieb uun Dampfkessel» und von beweglichen und unbeweglichen Motoren
genau zu erfülle».
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5 4.

Versicherung der Viehbestände.

1. Die Versicherung der Viehbestände umfaßt, wenn nichts anderes vereinbart ist, den
gesamten jeweils vorhandenen landwirtschaftlichenViehbestand ohne Unterscheidungnach einzelnen
"lchgnttungen. Ausgenommen sind Lnxustierc und andere Tiere von außergewöhnlichemWerte,
welche besonders zn versichern sind. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, seineu gesamten
Viehbestandzur Versicherunganzugeben.

2. Die Versicherung des Viehs geht nach dem Schlachten auf das Fleisch und die Felle
über, Bei Schafeu gilt die Versicherungmit Einschluß der Wolle auch nach der Schur,
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